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1 Einleitung		

Seit Beginn der 1990er Jahre ändert sich zunehmend das Entlohnungssystem in Deutschland. 

Hierbei  ist  zum einen der Flächentarifvertrag unter Druck geraten, andererseits  sind alter‐

native  Formen  der  Entlohnung  und  auch  der  Vertragsgestaltung,  abweichend  vom 

Normalarbeitsverhältnis,3 auf dem Vormarsch. 

Der  vorliegende  Beitrag  stellt  diese  Entwicklung  für  Baden‐Württemberg  zusammen  und 

geht  dabei  insbesondere  auf  die  Tarifbindung,  auf  außertarifliche  Entlohnung  und  auf 

erfolgsabhängige Entlohnung der Mitarbeiter ein. Eine vergleichbare Analyse  liefern bereits 

Heinbach et al. (2008), deren Ergebnisse teilweise anhand neuester Daten validiert werden. 

Ausgehend von der  Frage, ob auch  in Baden‐Württemberg ein Rückgang der  Flächentarif‐

vertragsbindung  zu  verzeichnen  ist,  erfolgt  zunächst  eine  detailliertere  Analyse  der  Tarif‐

bindung  in  Baden‐Württemberg,  ihres  Ausmaßes,  ihrer  Struktur  und  ihrer  zeitlichen 

Entwicklung. Ein besonderes Augenmerk dieser Studie  liegt  in der Analyse außertariflicher 

Beschäftigung in tarifgebundenen Betrieben. Dieses Phänomen wird am aktuellen Rand und 

in  der  zeitlichen  Entwicklung  untersucht.  Außerdem  werden  die  betrieblichen  Deter‐

minanten  der  Existenz  und  des  Ausmaßes  an  außertariflicher  Entlohnung  festgestellt.  Ein 

weiteres  Augenmerk  der  Studie  bildet  eine  Analyse  der Mitarbeiterbeteiligung  in  Baden‐

Württemberg.  Hierbei  wird  auch  untersucht,  ob  es  einen  Zusammenhang  zwischen 

abnehmender  Tarifbindung  und  Mitarbeiterbeteiligung  gibt.  Im  letzten  Kapitel  wird  die 

Beschäftigungsentwicklung  in  Betrieben  untersucht.  Dabei  werden  einerseits  Job‐Flow‐

Analysen durchgeführt, andererseits das Entlassungs‐ und Einstellungsverhalten der Betriebe 

untersucht.  Dies  geschieht  vor  dem  Hintergrund,  dass  sich  tarifgebundene  und  nicht 

tarifgebundene  Betriebe  oder  Betriebe mit  und  ohne Mitarbeiterbeteiligung  darin  unter‐

scheiden sollten. 

Die  Datengrundlage  des  Berichts  stellt  dabei  das  Betriebspanel  des  Instituts  für  Arbeits‐

markt‐ und Berufsforschung (IAB) dar, welches dem  IAW  in der repräsentativen Stichprobe 

für  Baden‐Württemberg  vorliegt.4  Auswertungen  zur  Tarifbindung  und Mitarbeiterbeteili‐

gung  können  dabei  im  Längsschnitt  ab  dem  Jahr  2000  erfolgen.  Für  Auswertungen  über 

außertarifliche  Beschäftigte  ist  insbesondere  die  aktuelle  Welle  2013  geeignet,  da  sie 

Informationen  über  Inzidenz  und  Anteil  außertariflicher  Angestellter  bereitstellt,  welche 

auch mit einer früheren Welle (2005) verglichen werden können.  

Neben  Analysen  zu  Baden‐Württemberg, werden  auch  Auszählungen  für  (West‐)Deutsch‐

land  vorgelegt, wo  dies möglich  ist.  Zusätzlich  erfolgt  eine  ausführliche  Aufarbeitung  der 

entsprechenden  Literatur,  insbesondere  Sachverhalte  betreffend,  die  den  Rahmen  dieser 

Studie sprengen würden, oder die mit den vorhandenen Daten nicht durchführbar sind. 	

                                                       

3 Hierbei wird eine sozialversicherungspflichtige, unbefristete Vollzeitstelle  in einem  tarifgebundenen Betrieb 
mit Betriebsrat angenommen. Für eine detaillierte Analyse atypischer Beschäftigung,  siehe Klee und Klempt 
(2014). 
4 Zur genaueren Beschreibung, siehe Anhang. 
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2 	 Literatur	und	Institutionen		

2.1 Grundzüge	des	deutschen	Systems	der	kollektiven	Lohnbildung		

Eine wesentliche Eigenschaft des deutschen Systems der Lohnbildung ist die Tarifautonomie 

(Art. 9, Abs. 3 GG). Diese ermöglicht einerseits die Bildung von großen Arbeitgeberverbän‐

den und Gewerkschaften, welche gemeinsam Entgelte, Arbeitszeiten und sonstige Arbeits‐

bedingungen  in  Flächentarifverträgen  aushandeln,  andererseits  aber  auch  alternative 

Möglichkeiten der Lohnfindung, beispielsweise individuelle Vereinbarungen zwischen einzel‐

nen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  Vereinbarungen  zwischen  einem  einzelnen 

Arbeitgeber und einer  tariffähigen Arbeitnehmervereinigung  (§2 Abs. 1  TVG)  zu  schließen 

(Haus‐  oder  Firmentarifverträge).  Neben  den  Tarifvertragsparteien  spielt  die  betriebliche 

Mitbestimmung  in Form von Betriebsräten eine weitere wichtige Rolle für die Lohnsetzung 

in  Deutschland, welche  jedoch  andere  Ziele  verfolgt,  und  in  der  Regel  bei  Tarifverhand‐

lungen  zunächst  außen  vor  bleibt.5  Diese  beiden  Institutionen  (Flächentarifverträge  und 

Betriebs‐räte)  bildeten  über  Jahre  das  duale  System  der  industriellen  Beziehungen  in 

Deutschland. 

Grundsätzlich  entscheidet  in Deutschland  der Arbeitgeber  über  die Art  der  Lohnverhand‐

lungen  in  seinem  Betrieb.  Dies  geschieht  einerseits  über  die Wahl  der Mitgliedschaft  in 

einem  Arbeitgeberverband,  in  diesem  Fall  wird  der  entsprechende  Flächentarifvertrag 

Anwendung  finden.  Tut  er  dies  nicht,  kann  er  sich  entscheiden mit  jedem  Arbeitnehmer 

individuell  zu  verhandeln  oder  mit  einer  Gewerkschaft  in  seinem  Betrieb.  Eine  weitere 

Möglichkeit ist die Orientierung an einem Flächentarifvertrag, hierbei werden meist gewisse 

Regelungen außen vor gelassen, je nach Situation.  

Entschließt sich der Arbeitgeber zur kollektiven Lohnfindung, dann gelten  folgende Grund‐

sätze:  So  sollen  in  der  Regel  alle  Beschäftigten  eines  Betriebs  nach  Tarifvertrag  bezahlt 

werden, nicht nur die Mitglieder der  jeweiligen Gewerkschaft  (§3 Abs. 1 TVG). Ob und  in 

welchem Ausmaß dies  (nicht) der  Fall  ist,  ist ein Untersuchungsgegenstand dieser  Studie. 

Kündigt ein Arbeitgeber einen  Tarifvertrag,  so  gilt er  laut Nachwirkungsprinzip weiter, bis 

neue Arbeitsverträge abgeschlossen  sind  (§3 Abs. 3 TVG). Gemäß dem Günstigkeitsprinzip 

(§4 Abs. 3  TVG)  sind  Regelungen  eines  Tarifvertrags  als Mindeststandards  anzusehen,  die 

grundsätzlich über‐ aber nicht unterschritten werden dürfen. Abweichungen zu Ungunsten 

der Arbeitnehmer sind nur  im Rahmen von Öffnungs‐ und Härtefallklauseln zulässig, sofern 

diese  im Tarifvertrag  verankert  sind. Grundsätzlich  können  laut neuesten Beschlüssen des 

Bundesarbeitsgerichts  mehrere  Tarifverträge  in  einem  Betrieb  abgeschlossen  werden 

(10 AS 2/10, 10 AS 3/10). Das Verhältnis zur betrieblichen Mitbestimmung  ist dahingehend 

geklärt,  dass  Betriebsräte  im  Gegensatz  zu  Gewerkschaften  kein  Streikrecht  haben  (§ 74 

                                                       

5 Während Gewerkschaften durch  Tarifverhandlungen  in der Regel die  Einkommen  ihrer Mitglieder  im  Sinn 
haben,  arbeiten  Arbeitgeber  und  Betriebsrat  „vertrauensvoll  und  im  Zusammenwirken mit  den  im  Betrieb 
vertretenen  Gewerkschaften  und  Arbeitgebervereinigungen  zum Wohl  der  Arbeitnehmer  und  des  Betriebs 
zusammen“ (§ 2(1) BetrVG). 
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Abs. 2  BetrVG)  sowie  nur  über Dinge  verhandeln  dürfen,  die  nicht Gegenstand  von  Tarif‐

verhandlungen  sind  (§ 77 Abs. 3 BetrVG).  Unter  bestimmten  Bedingungen  kann  das 

Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  (BMAS)  einen  Tarifvertrag  für  allgemein 

verbindlich erklären, wenn dies  im öffentlichen  Interesse geboten  ist, beispielsweise wenn 

durch  die  Absicherung  der  Wirksamkeit  der  tarifvertraglichen  Normsetzung  Folgen 

wirtschaftlicher Fehlentwicklung verhindert werden können (vgl. § 5 TVG). Im Gegensatz zu 

anderen  Ländern  sind  in Deutschland  Allgemeinverbindlichkeitserklärungen  jedoch  relativ 

selten. 

2.2 Kollektive	Lohnbildung	im	internationalen	Vergleich		

In diesem Abschnitt sollen Ergebnisse aktueller Studien aus der ökonomischen Forschung im 

Überblick  dargestellt  werden.  Dabei  geht  es  einerseits  um  grundsätzliche  theoretische 

Hypothesen  sowie um die Erläuterung  institutioneller Unterschiede. Mit der Verfügbarkeit 

geeigneter  Daten  sind  jedoch  in  den  letzten  Jahren  auch  sehr  viele  empirische  Studien 

erschienen,  welche  analysieren  inwieweit  Gewerkschaften  (und  Arbeitsgeberverbände) 

Einfluss  auf wesentliche  ökonomische Größen wie  zum  Beispiel  Löhne  oder Arbeitszeiten 

haben.  

Die  grundlegende  theoretische  Literatur  geht  davon  aus,  dass  kollektive  Lohnbindung  zu 

höheren Löhnen und damit tendenziell zu tendenziell zu einer niedrigeren Beschäftigung als 

ohne einer solchen Lohnbindung führt. Dies tritt vor allem  in Monopoly Union sowie Right‐

to‐Manage  Modellen  auf,  in  denen  die  Gewerkschaften  den  Lohn  festsetzen  und  die 

Arbeitgeber dann die Beschäftigung optimal gemäß der marginalen Produktivität  festlegen 

(Oswald  1982, Hammermesh  1993). Bei  effizienten Verhandlungen,  also wenn  Löhne und 

Beschäftigung gleichzeitig  festgelegt werden,  ist dieses Ergebnis  jedoch nicht eindeutig  zu 

erwarten  und  hängt  von  Verhandlungsmacht, Monopsonmacht  und Marktunvollkommen‐

heiten ab (vgl. McDonald und Solow, 1981). Die Frage ist also, welches Verhandlungsmodell 

für Deutschland eher  zutrifft. Dabei gehen die Meinungen auseinander. Es wird u.a. argu‐

mentiert, dass  in den  letzten Jahren Gewerkschaften selbst mehr Wert auf Beschäftigungs‐

sicherung  legen  (vgl.  §  92a  BetrVG),  und  dass  es  so  zumindest  für  Insider  zu  geringen 

Beschäftigungsverlusten kommt.6 Hierbei  spielt auch die Frage der Ebene der Vertragsver‐

handlungen eine Rolle.  

Einen Überblick und einen Ausblick auf die aktuelle Diskussion bietet hierbei Booth (2014). 

Sie  diskutiert  insbesondere,  dass  bisherige  Studien  wettbewerbliche  Arbeitsmärkte  in 

Abwesenheit  von  Gewerkschaftsmacht  annehmen,  und  dass  institutionellen,  also  gesetz‐

lichen Regelungen  in Zukunft genauer Rechnung getragen wird. Was die Frage von Markt‐

macht  angeht,  so  können  sich  beispielsweise  aus  einem Monopson  oder Oligopson,  also 

Marktmacht  auf  der  Arbeitgeberseite,  sogar  positive  Beschäftigungseffekte  kollektiver 

Lohnverhandlungen, vergleichbar einem Mindestlohn, ergeben (vgl. Manning, 2013).  

                                                       

6 Eine Möglichkeit hierzu sind Tarifabschlüsse, die Lohnverzicht mit Arbeitsplatzgarantien verknüpfen. 
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Einen Überblick über verschiedene institutionelle Ausgestaltungen kollektiver Lohnverhand‐

lungen (in Industrieländern) bietet Visser (2013).7 So zeigen sich Unterschiede, je nachdem, 

ob  Gewerkschaften  mit  einem  oder  mehreren  Arbeitgebern  verhandeln,  wie  Gewerk‐

schaften  und  Arbeitgeber  organisiert  sind,  inwieweit  Gewerkschaftsmitgliedschaft  oder 

Allgemeinverbindlichkeitserklärungen bedeutsam sind, ob Tarifverhandlungen auf mehreren 

Ebenen gleichzeitig (bzw. nacheinander) stattfinden, ob Öffnungsklauseln bestehen und wie 

stark eine (staatliche) Koordination der Tarifverhandlungen stattfindet.  

Empirische  Ergebnisse bezüglich der Wirkungen  von  Tarifverträgen  zeichnen,  vor  allem  in 

den  letzten  Jahren,  ein  immer  stärker  differenzierteres  Bild.  So  findet  sich  bezüglich  der 

Lohnwirkungen  eine  Reihe  von  Ergebnissen,  die  einen  positiven  Effekt  von  kollektiven 

Verhandlungen bestätigen  (Bryson, 2014). Einen exzellenten  Literaturüberblick  für  frühere 

Studien,  insbesondere  in  den  Vereinigten  Staaten,  liefert  Hirsch  (2004).  Für  Deutschland 

wurde diesbezüglich in den letzten Jahren eine Reihe von Studien durchgeführt (vgl. Bechtel 

et  al.,  2006;  Fitzenberger  et  al.,  2007;  Gerlach  und  Stephan  2006a,  b;  Gürtzgen,  2006; 

Heinbach, 2007; Heinbach und Spindler, 2007; Kohn und Lembcke, 2007 sowie Stephan und 

Gerlach, 2005). Die Datenbasis hierfür waren zumeist einzelne Wellen der Verdienststruktur‐

erhebung der Statistischen Landesämter oder die Linked Employer‐Employee Daten des IAB. 

Die  Untersuchungen  zeigen,  dass  tarifgebundene  Löhne  prinzipiell  zu  einem  höheren 

Lohnniveau bei einer geringeren Lohnstreuung  führen als  individuell vereinbarte Löhne. So 

finden  z.B.  Bechtel  et  al.  (2006)  für  das  Verarbeitende  Gewerbe  in  Baden‐Württemberg 

einen  zwischen  6%  und  7%  höheren  Durchschnittslohn  bei  den  flächentarifgebundenen 

Arbeitern.  Für  Angestellte  liegt  dieser  Wert  hingegen  zwischen  13%  und  14%.  Andere 

Autoren  wie  Kohn  und  Lembcke  (2007)  unterscheiden  mehrere  Gruppen  (Männer  oder 

Frauen,  Voll‐  oder  Teilzeit,  Angestellt  oder  Arbeiter,  Ost‐  oder  Westdeutschland)  des 

Arbeitsmarktes  und  führen  die  Untersuchungen  getrennt  durch.  Heinbach  und  Spindler 

(2007) untersuchen die Lohndifferenz zwischen tarifgebundenen und nichttarifgebundenen 

Arbeitnehmern.  Ihre  Beobachtungen  zeigen,  dass  die  Lohndifferenz  zwischen  tarifgebun‐

denen und nichttarifgebundenen Arbeitnehmern auf Tarifbindung und Qualifikationsunter‐

schiede  der  Arbeitnehmer  zurückzuführen  ist.  Des  Weiteren  zeigt  Gürtzgen  (2006)  die 

Auswirkungen der Tarifbindung in einem daraus resultierenden Selektionsmechanismus, der 

geringqualifizierte  Beschäftigte  mit  hoher  Produktivität  und  Hochqualifizierte  mit  relativ 

niedriger Produktivität  in tarifgebundene Betriebe selektiert.  In den aktuellsten Studien für 

Deutschland  zeigen  Fitzenberger  et  al.  (2013)  und  Antonczyk  (2011),  dass  ein  Lohneffekt 

eher  nur  die  unteren  Lohngruppen  trifft  und  hauptsächlich  die  Lohnspreizung  reduziert. 

Tatsächlich  ist  es  so,  dass  sowohl  viele  tarifgebundene  Arbeitnehmer  als  auch  viele 

tarifgebundene Betriebe  insgesamt gar nicht direkt von Tarifverhandlungen betroffen sind, 

sondern  in  vielen Betrieben über Tarif bezahlt wird  (Jung und  Schnabel, 2011).  Zusätzlich 

lassen  sich  noch weitere  Effekte  aufzeigen:  So  erfasst  die  betriebliche  Tarifbindung  nicht 

immer alle Beschäftigten  (Fitzenberger et al. 2007). Zweitens  ist  in den  letzten Jahren eine 

                                                       

7 Sowie als öffentlich zugängliche Datenbasis Visser (2011). 



Tobias Brändle  IAW Kurzbericht 4/2014   7 
 

 

rückläufige  Entwicklung  des  gewerkschaftlichen  Nettoorganisationsgrads  zu  beobachten 

(Fitzenberger et al., 2006). Die aktuellste Studien, die auch einen aktuellen Literaturüberblick 

liefern, sind die von Addison et al. (2014a und 2014b). Sie zeigen mit Hilfe von Differenz‐von‐

Differenzen‐Modellen,  dass  sich  die  Einführung  oder  Abschaffung  eines  Tarifvertrags 

durchaus auf die Löhne von Beschäftigten auswirken kann.  

Sind schon die Lohnwirkungen von Kollektivverhandlungen  in der Forschung umstritten, so 

gilt das fast noch stärker für andere Einflussgrößen. Bezüglich der betrieblichen Entwicklung 

lässt  sich  feststellen,  dass  sich  gewerkschaftlicher  Einfluss  negativ  auf  die  Produktivität 

auswirkt. So finden Jensen und Rässler (2007) unter Verwendung des IAB‐Panels 2002/2003 

heraus, dass tarifgebundene Unternehmen weniger produktiv sind als nicht tarifgebundene. 

Allerdings  engagieren  sich  tarifgebundene  Betriebe wesentlich  häufiger  in  der Ausbildung 

von Schulabgängern.  

Einzig die negativen Beschäftigungseffekte von Tarifverhandlungen ließen sich bisher immer 

als  „die  eine  Konstante“  finden  (vgl.  Addison  und  Belfield,  2004).  Bisherige  Studien 

errechnen,  hauptsächlich  für  angelsächsische  Ländern,  eine  um  2‐4 %‐Punkte  geringeres 

Beschäftigungswachstum  pro  Jahr  in  tarifgebundenen  Betrieben.  Diese  Ergebnisse  unter‐

scheiden  sich  jedoch  stark  je  nach  Land  und  Beobachtungszeitraum  und  die  negativen 

Beschäftigungseffekte scheinen in aktuellen Studien eher geringer zu werden. Die aktuellste 

Studie  für  Deutschland  findet  dazu  im  Vergleich  noch  kleinere,  nur  knapp  von  Null  zu 

unterscheidende  Effekte  im  Bereich  von  um  die  0,7 %‐Punkten  (vgl.  Brändle  und Goerke, 

2014).  

Der  zweite Pfeiler der  industriellen Beziehungen, Betriebsräte,  ist ebenfalls  in den  letzten 

Jahren  stärker  erforscht worden.  Dabei  sind  die  Ergebnisse  oft  eindeutiger  als  bei  Tarif‐

verträgen (vgl. Jirjahn, 2011). Interessanterweise gibt es zum Zusammenwirken von Tarifver‐

trägen und Betriebsräten jedoch nur wenige Studien. Hübler und Jirjahn (2003) zeigen, dass 

Betriebsräte  in  tarifgebundenen  Betrieben  geringere  Lohnaufschläge  verursachen,  dafür 

eher  für  eine  höhere  Produktivität  sorgen.  Dieses  Ergebnis  bestätigt  Brändle  (2013)  für 

aktuellere Daten; er zeigt aber auch, dass dies nicht für Haustarifverträge gilt.  

Neben dem Rückgang der Tarifbindung gibt es  in den  letzten  Jahren auch den Trend, dass 

vor  allem  Flächentarifverträge  zunehmend  flexibilisiert  werden.  Dies  geschieht  beispiels‐

weise  durch  Tariföffnungsklauseln  (vgl.  Brändle  et  al.,  2010; Heinbach,  2009;  Kohaut  und 

Schnabel, 2007), betriebliche Bündnisse  für Arbeit  (Bellmann et al., 2008, Bellmann et al., 

2013) oder die Einstellung von Zeitarbeitern, für welche andere tarifliche Regelungen gelten 

(Antoni und  Jahn, 2009).  Im Rahmen  tarifvertraglicher Öffnungsklauseln  können beispiels‐

weise Entgelte abgesenkt oder Arbeitszeiten ohne entsprechenden Lohnausgleich verlängert 

oder verkürzt werden. Es zeigt sich, dass dadurch  in der Tat positive Beschäftigungseffekte 

erzielt werden  können  (Brändle  und Heinbach,  2013),  dass  die  Einführung  von Öffnungs‐

klauseln jedoch zunächst mit höheren Löhnen verbunden ist, also einem Preis für Flexibilität 

(Garloff und Gürtzgen,  2012), dieser  jedoch durch Betriebsräte  abgemildert wird  (Ellguth, 

Gerner  und  Stegmaier,  2014).  Ellguth  und  Kohaut  (2010)  finden  jedoch,  dass  Öffnungs‐



8  IAW‐Kurzbericht 4/2014  Tobias Brändle 

 

klauseln keine dämpfende Wirkung auf den Rückgang der Tarifbindung haben. Die aktuellste 

Studie hierzu mit Informationen aus dem IAB Betriebspanel 2011 liefern Ellguth und Kohaut 

(2014a), die die Einflussfaktoren der Einführung von Öffnungsklauseln genauer untersuchen. 

Sie finden wenige signifikante und gleichzeitig sehr heterogene Ergebnisse, je nachdem ob es 

um  die  Einführung  von  Arbeitszeit‐  oder  lohnrelevanten  Öffnungsklauseln  geht.  So  sind 

lohnrelevante Öffnungsklauseln eher in älteren Betrieben mit unsicheren Zukunftserwartun‐

gen zu finden, während Arbeitszeitöffnungsklauseln eher in Betrieben in einem kompetitiven 

Umfeld zu finden sind. Neben der Tarifbindung an sich gibt es auch Studien, die sich mit der 

Orientierung am Tarifvertrag beschäftigen (Addison et al., 2012). Es zeigt sich, dass Betriebe, 

die  sich am Tarifvertrag orientieren, einen Teil des Rückgangs der Tarifbindung auffangen 

und höhere Löhne zahlen als Betriebe in der sogenannten tariffreien Zone.  

2.3 Wirkungen	betrieblicher	Gewinn‐	und	Kapitalbeteiligungsmodelle	auf	
die	betriebliche	Produktivität	

Mit der Einführung  von Modellen der Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung werden  sehr unter‐

schiedliche  Ziele  verfolgt.  Vor  allem werden  sie  neben  gesamtwirtschaftlichen  Zielen wie 

einer höheren Verteilungsgerechtigkeit oder der Stimulierung der Beschäftigung auch damit 

begründet, dass durch die Implementierung solcher Modelle die Unternehmen ein wirkungs‐

volles  Instrument  zur  Steigerung der betrieblichen Produktivität erlangen.  Laut  Strotmann 

(2005) sprechen aber weder die bisherigen empirischen Erkenntnisse noch die theoretischen 

Argumente eindeutig für das Vorhandensein einer positiven Produktivitätsentwicklung durch 

solche Modelle.  

Theoretisch  ist  ein  positiver  Produktivitätseffekt  durch  Gewinnbeteiligungen  mit  dem 

Principal‐Agent‐Modell  begründbar  (Hardes  und  Wickert,  2000).  Dabei  erwartet  der 

Arbeitgeber  (Principal),  dass  sein  Arbeitnehmer  (Agent)  die  Ziele  des Unternehmens  und 

nicht  seine  individuellen  Ziele  verfolgt.  Der  Principal  ist  jedoch  durch  Informations‐  und 

Kontrollprobleme  nicht  in  der  Lage,  dies  vollständig  zu  überwachen, wodurch  der Arbeit‐

nehmer einen gewissen Spielraum bei Anstrengung/Motivation oder Qualität seiner Arbeit 

erhält und sich somit Vorteile verschaffen kann. Eine Gewinnbeteiligung des Beschäftigten 

soll dieses Problem verringern und gleichzeitig den Nutzen für den Arbeitgeber vergrößern, 

da  sich die Entlohnung des Mitarbeiters an das kollektive Unternehmensergebnis koppelt. 

Diese  Form  der  Entlohnung  setzt  allerdings  am  Erfolg  des  Kollektivs  an  und  nicht  wie 

gewünscht an der Leistung des Einzelnen. Somit besteht grundsätzlich die Gefahr von „Free‐

rider‐Verhalten",  so  dass  der  ursprüngliche Anreizeffekt  unterlaufen wird.  Es  kann  jedoch 

argumentiert werden, dass trotzdem ein positiver Anreizeffekt beobachtbar  ist, wenn man 

berücksichtigt,  dass  das  "Spiel"  zwischen  den  Beschäftigten  jeden  Arbeitstag  erneut 

stattfindet. Dadurch wird  das  dauerhafte Auftreten  als  Trittbrettfahrer  vermieden. Grund 

hierfür  sind  auch  eine  durch  die  kollektive  Entlohnung  hervorgerufene  wechselseitige 

Kontrolle unter den Beschäftigten sowie ein gewisser Gruppendruck auf Abweichler (FitzRoy 

und Kraft, 1986). 
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Neben  der  Theorie  gelangt  auch  die  Empirie  zu  uneinheitlichen  Ergebnissen.  Die  inter‐

nationale empirische Literatur wird von Ramos (2002) zusammengefasst. Arbeiten bezüglich 

Deutschland  stammen  unter  anderem  von  Kraft  und Ugarkovic  (2006),  Strotmann  (2005, 

2006) oder Wolf und  Zwick  (2002). Während positive Wirkungen  auf den Unternehmens‐

erfolg  z.B. von Kraft und Ugarkovic  (2006) bestätigt werden,  stellen mehrere Panelstudien 

das  Vorhandensein  positiver  Produktivitätswirkungen  durch  Gewinnbeteiligungen  eher  in 

Frage. Strotmann (2005) findet z.B. auf Grundlage des IAB‐Betriebspanels für Westdeutsch‐

land  Argumente,  dass  es  gerade  die  produktiven  und  erfolgreichen  Betriebe  mit  guten 

Zukunftschancen sind, die sich für Gewinnbeteiligungsmodelle entscheiden. Daher sprechen 

diese Ergebnisse für das Vorliegen einer umgekehrten Kausalität (reverse causality), weil die 

hohe  Produktivität  die  Einführung  der  Gewinnbeteiligungsmodelle  erklärt,  nicht  die 

Gewinnbeteiligung  die  höhere  Produktivität. Dies  bedeutet  allerdings  nicht,  dass Modelle 

der  Gewinn‐  und  Kapitalbeteiligung  abzulehnen  sind.  Vielmehr  gilt,  dass  sie  überdurch‐

schnittlich  häufig  ein  Element  der  Personalpolitik  erfolgreicher  Unternehmen  sind.  Zu 

diesem  Ergebnis  kommen  auch  Wolf  und  Zwick  (2008),  indem  sie  durch  Kontrolle 

unbeobachtbarer  Heterogenität  und  Endogenität  die  Ergebnisse  einfacher  Regressions‐

analysen in der Cross‐Section in Frage stellen.  

Kraft (2011) bietet einen Überblick zu aktuellen Forschungsarbeiten hinsichtlich der Auswir‐

kungen von organisatorischen Änderungen wie Gewinn oder Entscheidungsbeteiligung von 

Arbeitnehmern auf den Unternehmenserfolg. Kraft und Lang  (2011) untersuchen beispiels‐

weise  den  Zusammenhang  zwischen  Erfolgsbeteiligung  und Weiterbildung. Gewinnbeteili‐

gung kann dabei eine glaubwürdige Verpflichtung von Unternehmen sein, den Erwerb von 

Firmen‐spezifischem  Humankapital  zu  belohnen.  Mit  Daten  des  IAB‐Betriebs‐panels  und 

einem Differenz‐von‐Differenzen‐Matching‐Ansatz finden sie, dass Gewinnbeteiligung einen 

positiven Effekt auf die Weiterbildungsintensität hat. Bellmann und Möller  (2010b)  zeigen 

außerdem, dass Gewinnbeteiligung einen Einfluss auf die Beschäftigungsstabilität hat. Mit 

Hilfe  von  Matching‐Schätzern  finden  sie,  dass  Betriebe  mit  Gewinnbeteiligung  höhere 

Einstellungs‐ und geringere Entlassungsraten aufweisen. Andrews et al. (2010) untersuchen 

die  Auswirkungen  von  Gewinnbeteiligung  und  Kapitalbeteiligung  auf  die  Lohnhöhe  in 

Betrieben.  Arbeitnehmervertreter  sprechen  sich  dabei  oft  gegen  die  Einführung  der 

Gewinnbeteiligung  aus, weil  argumentiert wird, dass dies die Grenzkosten der  Einstellung 

von Arbeitnehmern verringert, aber das Unternehmensrisiko auf die Arbeitnehmer abwälzt. 

Dabei  zeigt  sich  jedoch  in multivariaten  Regressionen  (sowohl  in Matching‐,  als  auch  in 

Differenz‐von‐Differenzen‐Ansätzen),  dass  Arbeiter  in  Betrieben  mit  Gewinnbeteiligung 

zwischen 4 % und 2,5 % mehr verdienen. Bellmann und Möller (2010a) untersuchen, ob ein 

betriebliches  Engagement  auf  internationalen Märkten und damit  einhergehende  größere 

Moral‐Hazard Probleme die Verbreitung von Systemen der Gewinnbeteiligung beeinflusst.8 

Mit  den  Daten  des  IAB‐Betriebspanels  und  Panelregressionen  finden  sie  einen  positiven 

                                                       

8 Es wird argumentiert, dass ausländische Eigner weniger Kontrolle über die  inländischen Manager ausüben 
können. 
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Einfluss  von  Auslandskontrolle  und  der  Exportquote  auf  die  Nutzung  von  Systemen  der 

Gewinnbeteiligung in Deutschland.  

	

3 Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg	

Dieser Abschnitt stellt Ausmaß, Struktur und Entwicklung der Tarifbindung  in Baden‐Würt‐

temberg  empirisch  dar.  In  den  letzten  Jahren  ist  in  Deutschland  wie  in  vielen  angel‐

sächsischen Ländern zuvor ein Rückgang der Tarifbindung zu verzeichnen. Dies zeichnet sich 

durch  einen  Rückgang  des  Anteils  der  Betriebe  mit  Tarifbindung  und  gleichzeitig  der 

Beschäftigten aus, für die ein Tarifvertrag Gültigkeit hat. Waren im Produzierenden Gewerbe 

im  Bundesgebiet  im  Jahr  1993  noch  84%  der  Betriebe  und  95%  der  Beschäftigten  tarif‐

gebunden, so nahm dieser Anteil seitdem kontinuierlich ab. Im Jahr 2005 lag er nur noch bei 

47% der Betriebe bzw. 64% der Beschäftigten (Kohaut und Schnabel 2003b, Heinbach 2009). 

Es wird  im Folgenden überprüft, ob dies  für Baden‐Württemberg auch gilt und durch eine 

detailliertere Analyse der institutionellen Ausgestaltung ergänzt. Das Ausmaß der Dezentrali‐

sierung  von  Lohnverhandlungen  wird  dabei  ebenso  beleuchtet  wie  die  Verbreitung  des 

dualen Systems der industriellen Beziehungen in Deutschland, als Kombination von Tarifbin‐

dung und Existenz von Betriebsräten.  

3.1 Ausmaß	der	Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg	

Im Folgenden wird das  IAB‐Betriebspanel verwendet, um  Informationen über das Ausmaß, 

die  Struktur  und  die  Entwicklung  der  Tarifvertragsbindung  in  Baden‐Württemberg  zu 

gewinnen. Dabei sind detaillierte Auswertungen  im Zeitablauf möglich, die es erlauben, die 

Struktur der Tarifvertragsbindung genau abzubilden. So wird im IAB‐Betriebspanel nicht nur 

nach  der  Existenz  eines  Tarifvertrags  gefragt,  sondern  auch  zwischen  Flächen‐  und Haus‐ 

oder  Firmentarifverträgen  unterschieden.  Zusätzlich  kann man  danach  differenzieren,  ob 

tarifgebundene Betriebe überhaupt über Tarif zahlen und für wie viele Beschäftigte, oder ob 

bei  ihnen  nur  die  im  Tarifvertrag  festgelegten Mindeststandards  gelten.9  Ebenso werden 

nicht tarifgebundene Betriebe gefragt, ob sie sich an einem Tarifvertrag orientieren.  

Abbildung 3.1 zeigt im linken Teil, dass zur Mitte des Jahres 2013 in rund 29 % der Betriebe 

kollektivvertragliche Regelungen existierten. Dabei unterlagen 26 % aller Betriebe und somit 

weiterhin die überwiegende Mehrheit aller tarifgebundenen Betriebe einem Branchentarif. 

Der Anteil der Betriebe mit einem Haus‐ oder Firmentarifvertrag  lag hingegen bei nur etwa 

knapp 3 %. Damit ist der Branchenvertrag immer noch die vorherrschende Ebene kollektiver 

Lohnverhandlungen. Von den tarifgebundenen Betrieben zahlen  immerhin 12 %, und damit 

knapp die Hälfte, über Tarif. Von den 72 % der baden‐württembergischen Betriebe, in denen 

                                                       

9 Für Haus‐ oder Firmentarifverträge wird dies aufgrund geringer Fallzahlen hier nicht getrennt ausgewiesen.  
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einzelvertragliche Vereinbarungen existierten, geben 40% (29 % aller Betriebe) an, sich auch 

ohne Tarifbindung bei der Entlohnung an einem Tarifvertrag zu orientieren.  

Das Ausmaß  der  Tarifbindung  in Westdeutschland war  im  Juni  2013  recht  ähnlich wie  in 

Baden‐Württemberg. Mit  30 %  der  Betriebe  war  ein  etwas  höherer  Teil  der  Betriebe  in 

Westdeutschland  an  Branchentarifverträge  gebunden.  Firmentarifverträge waren  auch  in 

Westdeutschland mit 2 % aller Betriebe eher noch von nachrangiger Bedeutung, das Ausmaß 

der Tariforientierung hingegen war mit 43 %  in Westdeutschland  im Jahr 2013 höher als  in 

Baden‐Württemberg.  

Der rechte Teil von Abbildung 3.1 zeigt repräsentative Anteile auf Beschäftigte hochgerech‐

net. Die Werte  geben  also beispielsweise nicht  an, wieviel Prozent der Betriebe,  sondern 

wieviel  Prozent  der  Beschäftigten  in  Baden‐Württemberg  tarifgebunden  sind.  Dies  ist 

erforderlich, da vor allem große Betriebe tarifgebunden sind und somit eine Betrachtung nur 

auf der Betriebsebene ein falsches Bild vermitteln kann. In der Tat zeigt sich, dass etwa drei 

Fünftel  aller  Beschäftigten  in  einem  tarifgebundenen  Betrieb  arbeiten, wenn man  unter‐

stellt,  dass  Betriebe  mit  Tarifbindung  die  kollektiven  Lohnregelungen  für  sämtliche 

Beschäftigten anwenden.10 So arbeitet  zum 30.  Juni 2013 gut die Hälfte der Beschäftigten 

(51 %)  im Land  in einem Betrieb mit Flächentarifvertrag, wobei davon etwa wiederum die 

Hälfte (24 %) über Tarif bezahlt wird. 6 % der Beschäftigten arbeiten in Betrieben mit Haus‐ 

oder Firmentarifverträgen. Die Entlohnung weiterer 22 % der Beschäftigten war zwar nicht 

unmittelbar  an  einen  Tarifvertrag  gebunden,  wurde  jedoch  von  ihrem  Arbeitgeber 

zumindest in Orientierung an entsprechende Branchentarifverträge bezahlt.  

Abbildung	3.1:		 Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg	im	Zeitablauf		

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe ohne Angaben  zu den  relevanten Variablen  sind  ausgeschlossen. Rundungsfehler  können  Summen 
über 100 % erzeugen. 

In  Abbildung  3.1  betrachten  wir  die  zeitliche  Entwicklung  der  Tarifbindung  in  Baden‐

Württemberg. Seit dem Jahr 2000, dem ersten Jahr, für das aus dem  IAB‐Betriebspanel für 

                                                       

10 Für nähere Ausführungen hierzu siehe Fitzenberger et al. (2013) oder Kapitel 4 dieses Berichts. 
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Baden‐Württemberg  belastbare  Daten  vorliegen,11  ist  das  Ausmaß  der  Tarifbindung  in 

Baden‐Württemberg fast kontinuierlich zurückgegangen. Dies betrifft sowohl den Anteil der 

Betriebe  als  auch  den  Anteil  der  Beschäftigten. Der  Anteil  der  Betriebe mit  Flächentarif‐

verträgen  ist  von  41 %  auf  26 %  gesunken,  der  Anteil  der  Beschäftigten  in  Betrieben mit 

Branchentarifvertrag ging gleichzeitig von 62 % auf 51 % zurück. Damit war der Rückgang in 

Baden‐Württemberg in etwa vergleichbar mit dem in Westdeutschland (Ellguth und Kohaut 

2014b, S.289).  Insbesondere  ist der Anteil der Betriebe und Beschäftigten zurückgegangen, 

die übertariflich bezahlt werden  (von 23 % auf 12 % bzw. von 38 % auf 24 %). Dahingegen 

hat  sich  die  Bedeutung  von  Firmentarifverträgen  in  Baden‐Württemberg  nur  geringfügig 

verändert. Leicht an Bedeutung gewonnen hat die Tariforientierung. Sowohl der Anteil der 

Betriebe  (23 %  auf  29 %),  als  auch  der  Anteil  der  Beschäftigten  (17 %  auf  22 %)  ist  im 

Betrachtungszeitraum gestiegen.  

Insgesamt  zeigt  sich also, dass die Erosion der Tarifverträge  (Kohaut und Schnabel, 2003), 

keineswegs  gestoppt  ist.  Tarifverträge  haben  zwar weiterhin  eine  sehr  große  Bedeutung, 

allerdings scheinen sie vor allem bei der Entlohnung der Mitarbeiter mehr und mehr lediglich 

zur Absicherung von Mindeststandards bei den Arbeitsbedingungen erfolgreich zu sein. Doch 

sogar  diese  können  durch  Tariforientierung,  betriebliche  Bündnisse  für  Arbeit  sowie 

Öffnungs‐ und Härtefallklauseln unterlaufen werden (vgl. Abschnitt 2). 

3.2 Struktur	der	Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg		

Neben dem Ausmaß und der zeitlichen Entwicklung der Tarifbindung, soll nun  ihre Struktur 

untersucht werden.  Dabei  hat  sich  bereits  in  Abschnitt  3.1  gezeigt,  dass  die  Anwendung 

tarifvertraglicher  Regelungen  mit  zunehmender  Betriebsgröße  steigt,  da  der  Anteil  der 

Beschäftigten, die tariflich bezahlt werden, größer ist als der der Betriebe. Der obere Teil von 

Tabelle  3.1  zeigt,  dass  nur  14 %  der  Kleinstbetriebe  über  einen  Tarifvertrag  verfügen, 

während dies bei 81 % der Großbetriebe der Fall  ist. Die starke Zunahme der Tarifbindung 

mit  der  Betriebsgröße  gilt  dabei  sowohl  für  den  Anteil  der  Betriebe  als  auch  der 

Beschäftigten sowie für Flächentarif und Haus‐ und Firmentarifverträge. Analysiert man also 

die  Wirkung  von  Tarifverträgen,  so  gilt  es  zu  beachten,  dass  man  die  Betriebsgröße 

kontrolliert, bzw. nur mittelgroße Betriebe miteinander vergleicht, die relativ ausgeglichene 

Tarifbindungswahrscheinlichkeiten aufweisen. 

Für Westdeutschland  zeigen  sich  die  gleichen  Tendenzen.  Obwohl mit  22 %  der  Kleinst‐

betriebe  hier  etwas  mehr  Betriebe  über  einen  Tarifvertrag  verfügen  als  in  Baden‐

Württemberg,  nimmt  die  Tarifbindung  dennoch mit  der  Betriebsgröße  zu.  So  existiert  in 

                                                       

11 Im Juli 2004 hat das IAW Tübingen jedoch zusammen mit dem Statistischen Landesamt Baden‐Württemberg 
eine Studie herausgegeben, welche die Verdienststrukturerhebungen 1995 und 2001 des Statistischen Landes‐
amts für eine Analyse der Entwicklung der Tarifbindung im Land von 1995 bis 2001 in ausgewählten Branchen 
untersucht (Bechtel et al. 2004). Dabei zeigt sich ebenfalls bereits ein Rückgang der Flächentarifbindung – hier 
allerdings nur untersucht für das Verarbeitenden Gewerbe des Landes – um insgesamt rund 11 Prozentpunkte. 
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88 %  der Großbetriebe  in Westdeutschland  ein  Tarifvertrag,  auch  dieser Wert  liegt  leicht 

über dem baden‐württembergischen. 

Zu erklären  ist die Abhängigkeit der Verbreitung von Tarifverträgen mit der Betriebsgröße 

unter  anderem  dadurch  sein,  dass  gerade Großbetriebe  bei Anwendung  von  kollektivver‐

traglichen Regelungen von der Senkung der Transaktions‐, der Verhandlungs‐ und auch der 

Konfliktkosten  profitieren.  Darüber  hinaus  fühlen  sich  Kleinbetriebe  von  Arbeitgeber‐

verbänden häufig  schlechter vertreten als Großbetriebe und  schließen  sich daher weniger 

häufig einem organisierten Arbeitgeberverband an. Aufgrund hoher Organisationskosten ist 

es für die Gewerkschaften zudem weniger lohnend, Flächentarifverträge für die zahlreichen 

Kleinbetriebe durchzusetzen.  

Tabelle	3.1:		 Struktur	der	Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg	2013		
  IV  FTV  HTV  IV  FTV  HTV   

  Betriebe  Beschäftigte  Fallzahl 

Baden‐Württemberg  72% 26%  3% 43% 51%  6%  1,219

1‐4 Beschäftigte  86% 10%  4% 84% 12%  4%  219

5‐19 Beschäftigte  68% 32%  1% 65% 34%  1%  334

20‐99 Beschäftigte  56% 40%  4% 57% 38%  5%  321

100‐249 Beschäftigte  28% 66%  6% 27% 67%  7%  141

250‐499 Beschäftigte  32% 64%  4% 30% 66%  3%  95

500 u. mehr Beschäftigte  19% 69%  12% 11% 75%  14%  109

Verarbeitendes Gewerbe  75% 24%  1% 40% 54%  6%  314

- Schlüsselbranchen  85% 15%  1% 40% 56%  4%  189

- Sonst. Ver. Gewerbe  69% 30%  1% 39% 53%  9%  125

Baugewerbe  51% 46%  2% 36% 63%  1%  83

Handel, Reparatur von Kfz  71% 29%  0% 54% 43%  4%  195

Dienstleistungen  79% 19%  2% 49% 44%  7%  525

- Unternehmensnahe DL  83% 14%  3% 53% 45%  1%  163

- Gesundheits‐ u. Sozialwesen  68% 30%  2% 41% 50%  9%  125

- Sonstige DL  81% 18%  2% 51% 40%  9%  237

Öffentlicher Dienst u.a.  21% 43%  36% 10% 79%  11%  63

Handwerk  60% 38%  2% 42% 53%  5%  282

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Von  der  Branchenanalyse 
ausgeschlossen  sind Betriebe  in  Land‐ und  Forstwirtschaft, dem Bergbau und der  Energieversorgung. Unter 
dem  Begriff  der  Schlüsselbranchen  des  Verarbeitenden  Gewerbes werden  die  vier  beschäftigungsstärksten 
Branchen, der Maschinenbau, die Kfz‐Industrie, die Herstellung von Metallerzeugnissen und die Elektrotechnik 
zusammengefasst.  Als Handwerksbetriebe  gelten  solche,  die  angeben Mitglied  einer Handwerkskammer  zu 
sein. IV = Individuelle Vereinbarungen, FTV = Flächentarifvertrag, HTV = Haustarifvertrag. 

Neben  der  Betriebsgröße  bestehen  auch  zwischen  den Wirtschaftszweigen  starke  Unter‐

schiede im Ausmaß der Tarifbindung, was der mittlere Teil von Tabelle 3.1 zeigt. Besonders 

hoch und damit deutlich über dem baden‐württembergischen Durchschnitt war der Anteil 

der Betriebe und auch der Anteil der Beschäftigten mit Tarifvertrag  im Öffentlichen Dienst 

und verwandten Sektoren, in denen 79 % der Betriebe und 90 % der Beschäftigten nach oder 
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über  Tarif  entlohnt  wurden.  Ein  deutlich  überdurchschnittliches  Niveau  der  Bindung  an 

Branchentarifverträge weist  ‐ sowohl gemessen am Anteil der Betriebe als auch am Anteil 

der Beschäftigten  ‐ das Baugewerbe auf  (49 % der Betriebe, 64 % der Beschäftigten). Beim 

Verarbeitenden Gewerbe werden die Schlüsselbranchen12 sowie das sonstige Verarbeitende 

Gewerbe  unterschieden. Hier  zeigt  sich,  dass  in  den  Schlüsselbranchen  sehr  viel weniger 

Betriebe  tarifgebunden  sind als  im  sonstigen Verarbeitenden Gewerbe  (16 % gegen 31 %), 

dass aber, dadurch dass vor allem die großen Betriebe tarifgebunden sind, etwa gleich viel 

Beschäftigte nach Tarif entlohnt werden (60 % gegen 62 %). Bei den Dienstleistungen weist 

das  Gesundheits‐  und  Sozialwesen  einen  relativ  hohen  Tarifbindungsgrad  auf  (32 %  der 

Betriebe, 59 % der Beschäftigten). Ansonsten zeigt der Dienstleistungssektor, wie auch der 

Handel,  eine  eher  unterdurchschnittliche  Tarifbindung.  Handwerksbetriebe  scheinen 

dagegen etwas häufiger tarifgebunden zu sein (40 % der Betriebe, 58 % der Beschäftigten).  

Im Vergleich  zu Westdeutschland  treten die  größten Unterschiede  im Öffentlichen Dienst 

auf,  nur  69 %  der  westdeutschen  Betriebe  in  diesem  Sektor  waren  im  Jahr  2013  tarif‐

gebunden. Höher war der Anteil der tarifgebundenen Betriebe hingegen im Baugewerbe, er 

belief sich auf 54 % der westdeutschen Betriebe. Auch  im Verarbeitenden Gewerbe  (33 %) 

und  im  Dienstleistungssektor  (27 %)  zeigt  sich  für  Westdeutschland  ein  höherer  Anteil 

tarifgebundener Betriebe.  

Die grundsätzliche Unterscheidung Verarbeitendes Gewerbe auf der einen Seite und Dienst‐

leistungen  auf  der  anderen  Seite  stellt  die  strukturell  unterschiedliche  Tarifbindung  nach 

Wirtschaftssektoren  daher  nur  verkürzt  dar.  Innerhalb  jeder  Branche  spielen  dagegen 

andere Faktoren wie die durchschnittliche Betriebsgröße eine zentralere Rolle. Angeraten ist 

bei  einer  Analyse  nach  Wirtschaftszweig  jedoch  eine  gesonderte  Betrachtung  bzw.  ein 

Ausschluss des Öffentlichen Dienstes, da hier eine grundsätzlich andere Struktur vorliegt.  

3.3 Ausmaß	und	Struktur	von	dezentralen	Lohnverhandlungen	 in	Baden‐
Württemberg		

Die Hypothese der Erosion des Flächentarifvertrags wird deutlich, wenn man den Rückgang 

der Tarifbindung im Zeitablauf betrachtet. Tabelle 3.2 zeigt dabei, jeweils für den Anteil der 

tarifgebundenen Betriebe und der Beschäftigten, die Differenz zwischen dem Jahr 2000 und 

dem  Jahr  2013  sowohl  absolut  in  Prozentpunkten  als  auch  relativ  in  Prozent  zum 

Ursprungswert der durchschnittlichen Tarifbindung der beiden Jahre.13 So wird in der ersten 

Zeile deutlich, dass der absolute Rückgang von 15 bzw. 11 Prozentpunkten bei  tarifgebun‐

denen  Betrieben  bzw.  Beschäftigten  etwa  einem  Drittel  der  im  Jahr  2000  in  Baden‐

Württemberg  tarifgebundenen  Betriebe  und  einem  Fünftel  der  im  Jahr  2000  in  Baden‐

Württemberg tarifgebundenen Betriebe entspricht.  

                                                       

12 Unter dem Begriff Schlüsselbranchen des Verarbeitenden Gewerbes werden die vier beschäftigungsstärksten 
Branchen, der Maschinenbau, die Kfz‐Industrie, die Herstellung von Metallerzeugnissen und die Elektrotechnik 
zusammengefasst. 
13 Zur Vereinfachung wird nicht zwischen Flächen‐ und Haus‐ oder Firmentarifverträgen unterschieden.  
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Bei der Betrachtung nach Betriebsgröße  im oberen Teil von Tabelle 3.2 zeigt sich, dass vor 

allem kleine Betriebe die Tarifbindung verlassen (‐66 % bei den Kleinstbetrieben), aber auch 

dass  bei  den Großbetrieben  die  Tarifbindung  abgenommen  hat  (‐14 %).  Stabil  zeigen  sich 

dabei die großen mittelständischen Betriebe mit 100‐500 Beschäftigten.  

Tabelle	3.2:		Dezentralisierung	von	Tarifverhandlungen	in	Baden‐Württemberg	
zwischen	2000	und	2013	

  Betriebe Beschäftigte 

  Abs. Änd.
in Prozent‐ 
Punkten 

Rel. Änd. zum 
Jahr 2000  

Abs. Änd. 
in Prozent‐ 
Punkten 

Rel. Änd. zum 
Jahr 2000  

Baden‐Württemberg  ‐15  ‐37%  ‐11  ‐18% 

1‐4 Beschäftigte  ‐19  ‐66%  ‐23  ‐66% 

5‐19 Beschäftigte  ‐17  ‐35%  ‐17  ‐33% 

20‐99 Beschäftigte  ‐16  ‐29%  ‐19  ‐33% 

100‐249 Beschäftigte  1  2%  1  2% 

250‐499 Beschäftigte  1  2%  0  0% 

500 u. mehr Beschäftigte  ‐11  ‐14%  ‐9  ‐11% 

Verarbeitendes Gewerbe  ‐15  ‐38%  ‐10  ‐16% 

- Schlüsselbranchen  ‐16  ‐52%  ‐11  ‐16% 

- Sonst. Ver. Gewerbe  ‐15  ‐33%  ‐7  ‐12% 

Baugewerbe  ‐15  ‐25%  ‐17  ‐21% 

Handel, Reparatur von Kfz  ‐21  ‐42%  ‐24  ‐36% 

Dienstleistungen  ‐12  ‐39%  ‐8  ‐15% 

- Unternehmensnahe DL  4  40%  13  41% 

- Gesundheits‐ u. Sozialwesen  ‐21  ‐41%  ‐22  ‐31% 

- Sonstige DL  ‐22  ‐55%  ‐15  ‐27% 

Öffentlicher Dienst u.a.  ‐13  ‐23%  ‐2  ‐2% 

Handwerk  ‐10  ‐21%  ‐3  ‐5% 

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000 und 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Von  der  Branchenanalyse 
ausgeschlossen  sind Betriebe  in  Land‐ und  Forstwirtschaft, dem Bergbau und der  Energieversorgung. Unter 
dem  Begriff  der  Schlüsselbranchen  des  Verarbeitenden  Gewerbes werden  die  vier  beschäftigungsstärksten 
Branchen, der Maschinenbau, die Kfz‐Industrie, die Herstellung von Metallerzeugnissen und die Elektrotechnik 
zusammengefasst.  Als Handwerksbetriebe  gelten  solche,  die  angeben Mitglied  einer Handwerkskammer  zu 
sein.  

Betrachtet man die unterschiedlichen Wirtschaftssektoren  im unteren Teil von Tabelle 3.2, 

so zeigt sich ein etwa gleich großer Rückgang der Tarifbindung im Verarbeitenden Gewerbe 

und im Baugewerbe. Einzig in den Schlüsselbranchen haben viele (kleine) Betriebe dem Tarif‐

vertrag den Rücken gekehrt, wobei dies sich nicht im Anteil der Beschäftigten widerspiegelt. 

Der  Dienstleistungssektor  sowie  der  Handel  scheinen  von  der  Erosion  des  Tarifvertrags 

stärker betroffen. Dies gilt jedoch mit der Ausnahme der unternehmensnahen Dienstleistun‐

gen, wo eine Zunahme der Tarifbindung, allerdings auf niedrigem Niveau stattgefunden hat. 

Im Öffentlichen Dienst sind aktuell weniger Betriebe tarifgebunden, allerdings  immer noch 

etwa gleich viel Beschäftigte wie zur Jahrtausendwende. In ergänzenden Analysen zeigt sich, 

dass der  starke Rückgang der Verbreitung  kollektiver  Lohnfindungsregeln  größtenteils  aus 
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einem Rückgang der Verbreitung von Flächentarifverträgen resultiert, während die Verbrei‐

tung von Firmentarifverträgen stabil bleibt oder  in einigen der angeführten Branchen sogar 

auf geringem Niveau zunahm.  

3.4 Das	System	der	Industriellen	Beziehungen	in	Baden‐Württemberg		

Neben  der  Tarifbindung  ist  die  Vertretung  durch  einen  Betriebsrat  die  zweite  Säule  im 

System  der  Industriellen  Beziehungen  in  Deutschland.  Wie  sehr  beide  Institutionen 

miteinander verwoben  sind,  zeigt Tabelle 3.3. Dort werden alle baden‐württembergischen 

Betriebe und deren Beschäftigte  in vier Gruppen unterteilt. Solche, die sowohl  tarifgebun‐

den sind als auch einen Betriebsrat haben (links oben), solche, die tarifgebunden sind, aber 

keinen  Betriebsrat  haben  (links  unten),  sowie  im  Gegenzug  solche,  die  zwar  einen 

Betriebsrat haben, aber nicht tarifgebunden sind  (rechts oben), und solche, die von keiner 

der beiden Institutionen abgedeckt sind (rechts unten).  

Tabelle	3.3:		System	der	Industriellen	Beziehungen	in	Baden‐Württemberg	2013	

 

 

 

 

 

 

 

 

Tarifbindung 

   Ja  Nein 

Betriebsrat  Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Ja  5%  36%  591  2%  18%  217 

Nein  22%  9%  84  72%  37%  266 

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Andere  Formen  der 
Mitarbeitervertretung werden nicht als Betriebsrat gezählt. Tarifgebundene Betriebe haben entweder einen 
Flächentarifvertrag oder einen Haus‐ oder Firmentarifvertrag. 

Es  zeigt  sich, dass nur 5 %  aller baden‐württembergischen Betriebe  sowohl  tarifgebunden 

sind  als  auch  einen  Betriebsrat  haben.  In  diesen  Betrieben  arbeiten  jedoch mehr  als  ein 

Drittel  (36 %)  der  Beschäftigten.  Es  handelt  sich  also  hauptsächlich  um  große  Betriebe. 

Großbetriebe  finden  sich  in  noch  stärkerem Maße  unter  den  2 %  der  Betriebe,  die  nicht 

tarifgebunden  sind,  aber mit  Betriebsrat,  und  etwa  ein  Fünftel  aller  Beschäftigten  (18 %) 

abdecken. Dagegen sind Betriebe ohne Betriebsrat tendenziell kleiner. So haben 22 % aller 

Betriebe  in  Baden‐Württemberg  zwar  einen  Tarifvertrag,  aber  keinen  Betriebsrat.  Sie 

beschäftigen  jedoch  nur  ein  Zehntel  alle  Arbeitnehmer  (9 %).  Die  größte  Gruppe  von 

Betrieben  (72 %)  sind  jedoch  tatsächlich  gar  nicht  mehr  vom  System  der  Industriellen 

Beziehungen abgedeckt, dort arbeitet immerhin ein gutes Drittel (37 %) der Beschäftigten in 

Baden‐Württemberg.  

Von „weißen Flecken“  in der Tarifvertragslandschaft zu sprechen scheint angesichts dieser 

Zahlen  angemessen.  In  den meisten Betrieben  in Baden‐Württemberg  spielen  heutzutage 

vor allem Betriebsräte keine Rolle. Weniger als 5 % aller Betriebe unter 20 Beschäftigten und 

nur  ein  Viertel  aller  Betriebe  bis  100  Beschäftigte  haben  einen  Betriebsrat.  Diese Werte 

stimmen auch mit den Werten für Westdeutschland überein, wo 2 % der Kleinstbetriebe und 
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ebenfalls  25  %  der  Betriebe  bis  100  Beschäftigte  einen  Betriebsrat  haben.  In  Baden‐

Württemberg sind es wirklich nur die ganz großen Betriebe, die dazu führen, dass immerhin 

noch  knapp  die  Hälfte  aller  baden‐württembergischen  Beschäftigten  (48,5 %)  in  einem 

Betrieb  mit  Betriebsrat  arbeitet.  Interessanterweise  sind  jedoch  diese  dann  nicht 

notwendigerweise  tarifgebunden,  bzw.  nur  zu  etwa  zwei  Drittel.  Insbesondere  in  diesen 

Betrieben  stellt  sich  dann  die  Frage,  ob  Betriebsräte  dann  nicht  an  die  Stelle  von 

Gewerkschaften  treten,  statt  mit  dem  Arbeitgeber  „  vertrauensvoll  […]  zum  Wohl  der 

Arbeitnehmer  und  des  Betriebs  zusammen  [zu  arbeiten]  (§ 2 Abs. 1  BetrVerfG)“  (Brändle, 

2013).  

	

4 Außertarifliche	Entlohnung	und	ihre	Determinanten		

Ein wichtiger Aspekt der Tarifbindung  ist bisher  in der Literatur wenig beachtet worden. Es 

handelt sich dabei um die außertarifliche Entlohnung von Mitarbeitern  in  tarifgebundenen 

Betrieben. Empirisch zeigt sich, dass tarifvertragliche Regelungen zunehmend nicht generell 

für alle Beschäftigten gelten.  Laut TVG bzw.  laut den geltenden Rechtsvorschriften  sollten 

Betriebe  in  der  Regel  alle  ihre  Mitarbeiter  nach  Tarifvertrag  bezahlen.  Dies  ist  jedoch 

insofern zu umgehen, wenn Mitarbeiter individuellen Regelungen unterliegen, die über den 

tariflichen liegen; hier greift das Günstigkeitsprinzip. Dies ist mit § 4 Abs. 1 des Tarifvertrags‐

gesetzes vereinbar, der die Anwendung von Tarifverträgen nur für Gewerkschaftsmitglieder 

vorschreibt.  

Die Analyse entsprechender Merkmale der Verdienststrukturerhebung 2001 zeigt, dass ein 

Großteil der tarifgebundenen Betriebe nahezu alle Beschäftigten nach Tarifvertrag entlohnt, 

es aber eine ganze Reihe von Betrieben gibt, bei denen nur ein Teil der Beschäftigten der 

Tarifbindung unterliegt  (Fitzenberger et al. 2013, Heinbach 2009). Die Datenlage  ist dabei 

beschränkt. Neben der Verdienststrukturerhebung gibt es nur für ausgewählte Wellen (2005 

und  2013)  im  IAB  Betriebspanel  Informationen  zu  außertariflicher  Beschäftigung.  In  der 

aktuellen Welle werden die Betriebe über  Inzidenz und Anteil außertariflicher Angestellter 

gefragt:  

„Gibt es in Ihrem Betrieb/Ihrer Dienststelle Angestellte, deren Bezahlung sich nicht nach dem 

geltenden  Tarifvertrag  richtet,  sondern  einzelvertraglich  vereinbart  wird,  da  sowohl 

Arbeitsanforderungen als auch das Vertragsgehalt über der höchsten Gehaltsgruppe liegen? 

Üblicherweise werden diese als außertarifliche Angestellte (AT‐Angestellte) bezeichnet. Wenn 

ja: Wie viele sind dies insgesamt?“  

Es zeigt sich schon an der Fragestellung, dass diese Frage auf AT‐Angestellte abzielt, die über 

Tarif  bezahlt  werden.  Diese  Analyse  ist  daher  her  zu  vergleichen  mit  solchen  der 

übertariflichen Bezahlung (Jung und Schnabel 2011), als mit solchen der Tarifflexibilisierung 

durch  Öffnungs‐  und  Härtefallklauseln  (Brändle  et  al.  2010)  oder  durch  betriebliche 

Bündnisse für Arbeit (Bellmann et al. 2008).  
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4.1 Ausmaß	außertariflicher	Entlohnung	

Zunächst  soll  untersucht werden,  ob  außertarifliche  Entlohnung  überhaupt  ein  relevantes 

Phänomen  ist  und  ob  dieses  sich  im  Zeitablauf  verändert.  Hierzu  werden  alle  tarif‐

gebundenen Betriebe der Wellen 2005 und 2013 des IAB Betriebspanels zugrunde gelegt.  

Tabelle	4.1:		 Existenz	außertariflicher	Entlohnung	
  

   Jahr

   2005 2013 

Außertarifliche Angestellte Betriebe  Beschäftigte Beobachtungen Betriebe Beschäftigte  Beobachtungen

Nein  78.2%  43.7% 335 80.5% 46.3%  271

Ja  21.8%  56.4% 334 19.5% 53.7%  260

Keine Angabe  15 10

Nicht Tarifgebunden  491 680

Insgesamt  100.0%  100.0% 1,175 100.0% 100.0%  1,221

 
Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ.  

Tabelle  4.1  zeigt,  dass  im  Jahr  2013  etwa  ein  Fünftel  aller  tarifgebundenen  Betriebe  in 

Baden‐Württemberg  von  außertariflicher  Entlohnung Gebrauch machten.  Jedoch  arbeiten 

mehr als die Hälfte der Beschäftigten in diesen Betrieben. Das heißt, dass hauptsächlich die 

sehr  großen  tarifgebundenen  Betriebe  AT‐Angestellte  aufweisen.  Im  Vergleich  zum  Jahr 

2005 bleiben diese Werte relativ stabil mit einem kleinen Rückgang um  jeweils 2 bzw. 3 %‐

Punkte. Zum Vergleich: In Westdeutschland machten mit 16 % aller Betriebe etwas weniger 

Betriebe von außertariflicher Entlohnung Gebrauch. 

Neben der Frage, wie viele Betriebe außertariflich entlohnen und wieviel Beschäftigte davon 

betroffen sein können, ist auch die Frage, wie viele Beschäftigte dies tatsächlich betrifft, von 

Relevanz.  Hierzu  werden  die  Anteile  der  AT‐Beschäftigten  in  den  betroffenen  Betrieben 

betrachtet. 

Tabelle	4.2:		 Ausmaß	außertariflichen	Entlohnung		

   Betriebe mit außertariflich Beschäftigten Alle tarifgebundenen Betriebe

Anteil außertariflich 

Beschäftigter 

Mittelwert  Median Beobach‐

tungen 

Mittelwert Median  Beobach‐

tungen 

2005  8.04%  5.37%  322  4.46%  0.57%  657 

2013  8.46%  4.26%  246  4.41%  0.38%  517 

Insgesamt  8.24%  4.74%  568  4.43%  0.53%  1174 

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ.  

Tabelle 4.2 zeigt zunächst, dass im Mittel etwa 8 % aller Angestellten außertariflich entlohnt 

werden,  wenn man  Betriebe  zugrunde  legt,  die  angeben  dies  zu  tun.  Der Median  liegt 

deutlich darunter, so dass es einige wenige Betriebe mit deutlich höheren Anteilen gibt. Im 

zeitlichen Vergleich ändern sich diese Wert zwischen den  Jahren 2005 und 2013 kaum. Da 
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etwa  die Hälfte  aller  tarifgebundenen  Betriebe AT‐Angestellt  hat,  lässt  sich  hochrechnen, 

dass  insgesamt  4,4 %  aller  tariflich  Beschäftigten  Außer  Tarif  angestellt  sind.  Jedoch  sind 

diese  in nur relativ wenigen Betrieben zu  finden, das heißt die Hälfte der  tarifgebundenen 

Beschäftigten arbeitet in Betrieben mit weniger als 1 % AT‐Angestellten. In Westdeutschland 

ist der durchschnittliche Anteil der außertariflich Beschäftigten je Betrieb in etwa mit Baden‐

Württemberg vergleichbar, er liegt dort bei 8,5 %.  

4.2 Struktur	außertariflicher	Entlohnung		

Im  nächsten  Schritt  betrachten wir,  in welchen  Bereichen  der  baden‐württembergischen 

Wirtschaft besonders häufig AT‐Beschäftigte anzutreffen sind. Hierzu werden  in Tabelle 4.3 

die  bisherigen  Ergebnisse  differenziert  nach  Wirtschaftszweigen  und  Betriebsgröße 

dargestellt.14  

Zunächst bestätigt sich, dass der Anteil der Betriebe, die AT‐Angestellte aufweisen, mit der 

Betriebsgröße zunimmt. Betriebe mit mehr als 250 Beschäftigten haben fast  immer,  in vier 

von  fünf  Fällen,  außertariflich  entlohnte  Beschäftigte. Dagegen  nimmt  der  Anteil mit  der 

Betriebsgröße  ab. Wenn man  nur  Betriebe mit  AT‐Beschäftigten  betrachtet,  sinkt  er  von 

33 %  in Kleinstbetrieben auf 7 %  in Betrieben mit mehr als 500 Beschäftigten.  Im Vergleich 

zu allen tarifgebundenen Betrieben reduzieren sich diese Werte auf 5 % bzw. 1 %.  

Auch für Westdeutschland insgesamt nimmt der Anteil der Betriebe mit AT‐Angestellten mit 

der  Betriebsgröße  zu.  Während  19 %  der  Betriebe  mit  weniger  als  20  Beschäftigten 

Mitarbeiter  außertariflich  entlohnen,  beträgt  der  Anteil  bei  Betrieben mit mehr  als  500 

Beschäftigten 71 %.  

Bezüglich  der  Branchenstruktur  zeigt  sich,  dass  vor  allem  in  den  Schlüsselbranchen  des 

Verarbeitenden Gewerbes  Betriebe  ihre Mitarbeiter  außertariflich  entlohnen  (68 %).  Sehr 

selten  passiert  dies  dagegen  im  Öffentlichen  Dienst  (2 %).  Tendenziell  gibt  es  weniger 

Betriebe im Dienstleistungssektor, bei denen eine außertarifliche Entlohnung existiert. 

Vergleicht man das Ausmaß außertariflicher Entlohnung über die Wirtschaftszweige hinweg, 

so zeigt sich jedoch ein anderes Bild. Den höchsten Anteil an AT‐Angestellten gibt es in den 

wirtschaftsnahen Dienstleistungen mit 19 % (15 % aller tarifgebundenen Betriebe), während 

im Gesundheits‐  und  Sozialwesen,  in  den  sonstigen Dienstleistungen  und  im Öffentlichen 

Sektor  nur  unter  2 %  der  Mitarbeiter  tarifgebundener  Betriebe  AT‐Angestellte  sind.  Im 

Verarbeitenden Gewerbe zeigt sich, dass die Schlüsselbranchen zwar fast alle AT‐Angestellte 

aufweisen, in der Regel aber nur sehr wenige (7 % bzw. 1 % aller tarifgebundener Beschäftig‐

ter).  Dagegen  ist  jeder  zehnte  Beschäftigte  in  tarifgebundenen  Betrieben  des  sonstigen 

Verarbeitenden  Gewerbes  außertariflich  entlohnt.  Diese  Werte  basieren  jedoch  auf 

                                                       

14 Da teilweise nur wenige Betriebe in den einzelnen Zellen zu finden sind, geben Fallzahlen einen Eindruck von 
der Belastbarkeit der Ergebnisse. Wir interpretieren nur Zellen mit mindestens 50 Beobachtungen. 
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Fallzahlen  unter  100  und  können  auch  dadurch  beeinflusst  sein,  dass  viele Betriebe  zwar 

angeben außertariflich zu entlohnen, jedoch nicht viele Mitarbeiter dies betrifft. 

Tabelle	4.3:	Struktur	der	außertariflichen	Beschäftigung		

  

  
Existenz außertariflicher 

Beschäftigung 
Ausmaße außer‐ 

tariflicher Beschäftigung 

   Betriebe 
Beschäftigt

e 
Fall‐
zahl 

Nur Betriebe mit 
außertariflicher 
Beschäftigung 

Alle tarif‐ 
gebundenen 
Betriebe 

Fall‐
zahlen 

Baden‐Württemberg  20.0%  54.0%  531  5.0%  2.0%  246 

1‐19 Beschäftigte  13.0%  15.0%  140  33.0%  5.0%  17 

20‐99 Beschäftigte  27.0%  31.0%  137  11.0%  4.0%  44 

100‐249 Beschäftigte  58.0%  59.0%  98  7.0%  4.0%  65 

250‐499 Beschäftigte  81.0%  80.0%  65  7.0%  6.0%  51 

500 u. mehr Beschäftigte  76.0%  72.0%  91  5.0%  1.0%  69 

Verarbeitendes Gewerbe  33.0%  78.0%  136  7.0%  1.0%  102 

Schlüsselbranchen  68.0%  81.0%  80  7.0%  1.0%  70 
Sonstiges Verarbeitendes 
Gewerbe  22.0%  72.0%  56  10.0%  10.0%  32 

Baugewerbe  19.0%  37.0%  48  9.0%  6.0%  18 

Handel, Reparatur von Kfz  28.0%  54.0%  69  4.0%  3.0%  32 

Dienstleistungen  16.0%  55.0%  206  4.0%  3.0%  84 
Wirtschaftliche/wissen‐
schaftliche DL  19.0%  46.0%  46  19.0%  15.0%  11 
Gesundheits‐ u. 
Sozialwesen  11.0%  61.0%  71  1.0%  1.0%  38 

Sonstige DL  19.0%  55.0%  89  2.0%  2.0%  35 

Öffentlicher Dienst u.a.  2.0%  8.0%  52  2.0%  0.0%  4 

Handwerk  17.0%  46.0%  131  5.0%  4.0%  46 

  

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Von  der  Branchenanalyse 
ausgeschlossen  sind Betriebe  in  Land‐ und  Forstwirtschaft, dem Bergbau und der  Energieversorgung. Unter 
dem  Begriff  der  Schlüsselbranchen  des  Verarbeitenden  Gewerbes werden  die  vier  beschäftigungsstärksten 
Branchen, der Maschinenbau, die Kfz‐Industrie, die Herstellung von Metallerzeugnissen und die Elektrotechnik 
zusammengefasst.  Als Handwerksbetriebe  gelten  solche,  die  angeben Mitglied  einer Handwerkskammer  zu 
sein. 

Einer  Strukturanalyse  der  Existenz  und  des  Ausmaßes  außertariflicher  Entlohnung  zeigt 

daher,  erstens,  dass  größere  Betriebe  öfter  AT‐Angestellte  haben,  dafür  aber  anteilig 

weniger. Zweitens, dass es nur wenig eindeutige Branchenunterschiede gibt. Zusätzlich  ist 

davon auszugehen, dass beide Strukturmerkmale miteinander und mit weiteren potenziellen 

Einflussfaktoren der außertariflichen Entlohnung korreliert sind.  

4.3 Mikro‐ökonomische	Determinanten	außertariflicher	Entlohnung	

Um  genauer  festzustellen, welche  Einflussfaktoren  eine  außertarifliche  Entlohnung  deter‐

minieren, wird in diesem Abschnitt eine multivariate Regression durchgeführt. Dabei werden 
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die abhängigen Variablen „Existenz außertariflicher Bezahlung“ und „Anteil außertariflicher 

Bezahlung“  durch  eine  Vielzahl  an  mikroökonomischen,  das  heißt  betrieblichen,  Eigen‐

schaften  erklärt.  Dabei  ist  die  Existenz  außertariflicher  Bezahlung  eine  binäre  Variable, 

welche  durch  ein  nicht‐lineares  Wahrscheinlichkeitsmodell  (probit  oder  Logit)  erklärt 

werden sollte. Aufgrund einer einfacheren Darstellung und Interpretation werden im Folgen‐

den  die  Ergebnisse  eines  linearen Wahrscheinlichkeitsmodells  präsentiert.15  Das  Ausmaß 

außertariflicher  Bezahlung  wird  durch  den  Anteil  außertariflich  Beschäftigter  gemessen. 

Hierfür werden nur jene Betriebe berücksichtigt, die überhaupt AT‐Beschäftigte einstellen.16. 

Beide Regressionen  zusammen können die  zwei‐stufige Entscheidung der Betriebe:  „Stelle 

ich überhaupt AT‐Angestellte ein  (extensive  Entscheidung)?“ und wenn  ja:  „Wie  viele AT‐

Angestellte stelle ich ein (intensive Entscheidung)?“ gut nachbilden.  

Zunächst  werden  wie  in  Abschnitt  4.2  Betriebsgrößenklassen  und  Branchen  ins  Modell 

aufgenommen,  deren  Einflüsse  im  Unterschied  zu  oben  jedoch  unabhängig  voneinander 

interpretiert werden können. Nach und nach werden weitere Kontrollvariablen aufgenom‐

men, die einen Einfluss auf die außertarifliche Bezahlung haben könnten. Je mehr Kontroll‐

variablen, desto weniger Betriebe antworten  jedoch  zu allen  Fragen,  so dass die Zahl der 

Beobachtungen und damit die Aussagekraft des Modells sinkt. In diesen Modellen sind dabei 

aus  einer  Vielzahl  möglicher  Einflussfaktoren  diejenigen  ausgewählt  worden,  die  in 

mindestens  einer  Spezifikation  einen  signifikanten  Einfluss  auf  die  abhängigen  Variablen 

aufzeigten. Dabei  teilen  sich  die  Kontrollvariablen  in  vier Gruppen:  (1) Betriebsgröße  und 

Branchenstruktur,  (2)  „technische“  Eigenschaften,  welche  vom  Betrieb  wenig  beeinflusst 

werden  können,  (3)  Eigenschaften,  die  der  Betrieb  beeinflussen  kann,  und  (4)  weitere 

Eigenschaften,  die  jedoch  viele  Betriebe  nicht  angeben.  Einen  Überblick  über  die  in  der 

Schätzung verwendeten Kontrollvariablen liefert Tabelle A2.1 im Anhang.  

Bei der Analyse werden die Wellen 2005 und 2013 des IAB Betriebspanels zugrunde gelegt. 

Dies  hat  den  Vorteil  höherer  Fallzahlen  und  ist  aufgrund  der  vorgehenden  Analysen  als 

unkritisch  zu betrachten, da  sich die  Struktur  außertariflicher  Entlohnung  im  Zeitvergleich 

                                                       

15 Die  Interpretation von Probit oder Logit Modellen erfordert neben der Berücksichtigung der Koeffizienten 
und  Standardfehlern  für die  statistische  Inferenz  auch die Berechnung  von marginalen Effekten, welche die 
Größe  der  Koeffizienten  erst  interpretierbar  machen.  Als  Robustheitsanalyse  wurde  diese  Berechnung 
durchgeführt, siehe Tabelle A2.2. Es zeigt sich, wie häufiger in aktuellen ökonometrischen Studien, dass sich die 
Ergebnisse kaum unterscheiden.  
16 Bei der konditionalen Regression sind nur alle Beobachtungen benutzt, die einen positiven Wert haben, hier 
also die Betriebe, die angeben AT‐Angestellte zu beschäftigten. Als Alternative könnten alle  tarifgebundenen 
Betriebe benutzt werden. Methodisch sind hier ebenfalls weitere, komplexere Modelle möglich. Dies betrifft 
zum  einen  die  Modellierung  der  zweistufigen  Entscheidung.  Dies  könnte  durch  ein  Tobit‐Modell  erklärt 
werden,  welche  für  alle  Betriebe  ohne  AT‐Beschäftigte  einen  hypothetischen  (negativen)  Wert  anhand 
beobachtbarer Faktoren schätzt. So kann der Effekt einzelner Determinanten auf den Anteil AT‐Beschäftigter 
linerarisiert  werden.  Nachteile  dieser  Methode  sind  kritischere  Verteilungsannahmen  sowie  eine  andere, 
weniger  intuitive  Interpretation der Koeffizienten. Außerdem  ist bei einer  abhängigen Variablen, welche  als 
Anteil zwischen 0 und 1  liegt, die Verwendung von Fractional Logit Methoden möglich. Diese Berechnungen 
wurden  ebenso  als  Robustheitsanalyse  durchgeführt,  siehe  Tabelle  A2.3.  Im  Effekt  sind  in  der  Regel  keine 
signifikanten  der  marginalen  Effekte  der  Einflussfaktoren  festzustellen.  Das  Tobit‐Modell  wird  insofern 
abgelehnt, da die Ergebnisse aus Tabelle 4.4 zeigen, dass die Einflussfaktoren der extensiven und  intensiven 
Nutzung von außertariflicher Entlohnung andere sind. 
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wenig  geändert  zu  haben  scheint.  Außerdem werden  zusätzlich Niveau‐Effekt  durch  eine 

Jahres  Dummy  Variable  für  2013  aufgefangen.17  Die  Standardfehler  der  Regressionen 

werden durch eine Korrektur für mehrmaliges Beobachten gleicher Betriebe errechnet.18 

Tabelle	4.4:	Determinanten	außertariflicher	Entlohnung	
                          

Variable  (1)  (2)  (3)  (4)  (5)  (6)  (7)  (8) 

  Dummies
betriebl.
Eigen. 

betriebl.
Struktur 

Weitere 
Faktoren  Dummies

betriebl. 
Eigens. 

betriebl.
Struktur 

Weitere
Faktoren 

Beschäftigtengrößenklassen (Basiskategorie: 1‐19 Beschäftigte) 

 20‐99 Beschäftigte   0.23***  0.15***  0.09*  0.13**  ‐0.15***  ‐0.13***  ‐0.13***  ‐0.06+ 

   (0.04)  (0.04)  (0.04)  (0.05)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.03) 

 100‐249 Beschäftigte   0.48***  0.38***  0.26***  0.37***  ‐0.19***  ‐0.17***  ‐0.17***  ‐0.11*** 

   (0.04)  (0.04)  (0.05)  (0.07)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.03) 

 250‐499 Beschäftigte   0.59***  0.48***  0.35***  0.39***  ‐0.19***  ‐0.18***  ‐0.17***  ‐0.12*** 

   (0.04)  (0.05)  (0.06)  (0.07)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.03) 

500 u. mehr Beschäftigte   0.61***  0.49***  0.35***  0.43***  ‐0.19***  ‐0.18***  ‐0.17***  ‐0.13*** 

   (0.04)  (0.04)  (0.05)  (0.07)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.03) 

Gliederung der Branchen (Basiskategorie: Schlüsselbranchen) 

Land‐/Forstwirtschaft, Bergbau, Energie   ‐0.23***  ‐0.19**  ‐0.18**  ‐0.21**  ‐0.03  ‐0.01  ‐0.00  ‐0.01 

   (0.07)  (0.06)  (0.06)  (0.07)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03) 

 Sonst. Verarbeitendes Gewerbe   ‐0.10**  ‐0.07+  ‐0.05  ‐0.02  0.01  0.01  0.01  ‐0.01 

   (0.04)  (0.04)  (0.04)  (0.05)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01) 

 Baugewerbe   ‐0.23***  ‐0.17**  ‐0.14**  ‐0.10  ‐0.00  ‐0.01  0.00  ‐0.03 

   (0.05)  (0.05)  (0.05)  (0.06)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02) 

 Handel und Reparatur von Kfz   ‐0.11*  ‐0.09+  ‐0.04  ‐0.02  0.01  0.01  0.02  ‐0.03 

   (0.05)  (0.05)  (0.05)  (0.07)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02) 

 Wirtschaftliche/wissenschaftliche DL   ‐0.27***  ‐0.23*** ‐0.13*  0.01  0.03  0.04  0.06+  0.09* 

   (0.06)  (0.06)  (0.06)  (0.09)  (0.04)  (0.04)  (0.04)  (0.05) 

 Gesundheits‐ und Sozialwesen   ‐0.32***  ‐0.18*** ‐0.06  0.05  ‐0.06***  ‐0.03*  0.01  0.02 

   (0.05)  (0.05)  (0.06)  (0.08)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.03) 

 Sonstige DL   ‐0.21***  ‐0.13**  ‐0.08  ‐0.08  ‐0.02  0.00  0.02  0.01 

   (0.04)  (0.05)  (0.05)  (0.06)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02) 

 Öffentlicher Dienst u.a.   ‐0.65***  ‐0.49*** ‐0.38***     ‐0.05**  ‐0.01  0.03    

   (0.04)  (0.07)  (0.07)     (0.02)  (0.02)  (0.03)    

Jahr 2013  0.01  0.01  0.03  ‐0.00  0.02*  0.02*  0.03**  0.01 

   (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Betriebsalter (Basiskategorie: vor 1990 gegründet) 

Betrieb nach 1990 gegründet     0.03  0.04  0.15*     0.02  0.02  ‐0.01 

      (0.05)  (0.05)  (0.07)     (0.03)  (0.03)  (0.03) 

Betriebsalter für Betriebe ab 1990     ‐0.00  ‐0.00  ‐0.01*     ‐0.00  ‐0.00  0.00 

      (0.00)  (0.00)  (0.01)     (0.00)  (0.00)  (0.00) 

Eigentumsverhältnis des Betriebs (Basiskategorie: deutsch) 

Ausländisches Eigentum     0.02  0.02  ‐0.01     0.05**  0.04**  0.04** 

      (0.04)  (0.04)  (0.04)     (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Öffentliches Eigentum     ‐0.01  ‐0.02  0.01     ‐0.03**  ‐0.02*  ‐0.03 

      (0.04)  (0.04)  (0.09)     (0.01)  (0.01)  (0.02) 

Kein Mehrheitseigentümer/Nicht bekannt     ‐0.04  ‐0.03  ‐0.08     ‐0.02*  ‐0.02+  ‐0.04 

      (0.06)  (0.06)  (0.10)     (0.01)  (0.01)  (0.02) 

Rechtsform (Basiskategorie: Einzelunternehmen/Personengesellschaft 

GmbH / KG / AG     0.19***  0.14***  0.11*     ‐0.03  ‐0.03  ‐0.08** 

      (0.04)  (0.04)  (0.05)     (0.03)  (0.03)  (0.03) 

KDöR / Sonstige Rechtsform     ‐0.01  ‐0.04  0.04     ‐0.04  ‐0.04  ‐0.07* 

      (0.06)  (0.06)  (0.10)     (0.03)  (0.03)  (0.03) 

Betrieb ist ein eigenständiges Unternehmen     ‐0.05+  ‐0.02  0.00     ‐0.01  ‐0.01  ‐0.01 

                                                       

17 In separaten Schätzungen zeigt sich, dass die Einflussfaktoren in der Regel die gleichen sind, die statistische 
Signifikanz aber aufgrund der geringeren Fallzahlen deutlich geringer ist.  
18 Sogenannte Cluster‐Robuste Standardfehler. 
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      (0.03)  (0.03)  (0.04)     (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Urbanisationsgrad (Basiskategorie: Ländlicher Raum (<20.000)) 

Mittelzentrum (20.000‐100.000)     0.08*  0.07  0.07     0.02  0.02  0.01 

      (0.04)  (0.04)  (0.05)     (0.02)  (0.02)  (0.01) 

Großstadt (100.000‐500.00)     0.07+  0.05  0.04     0.00  0.00  0.01 

      (0.04)  (0.04)  (0.05)     (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Stuttgart (> 500.000)     0.08*  0.04  0.00     0.01  0.00  0.03+ 

      (0.04)  (0.04)  (0.05)     (0.02)  (0.02)  (0.01) 

Betrieb ist Mitglied der Handwerkskammer     ‐0.06+  ‐0.05  ‐0.04     0.01  0.01  0.01 

      (0.03)  (0.03)  (0.04)     (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Anteil Auszubildender         ‐0.21  ‐0.03        ‐0.05  ‐0.12 

         (0.17)  (0.22)        (0.13)  (0.10) 

Betriebsrat         0.19***  0.23***        0.00  ‐0.02 

         (0.04)  (0.06)        (0.02)  (0.02) 

Betrieb zahl Übertarif         0.09***  0.05        0.03**  0.02+ 

         (0.03)  (0.03)        (0.01)  (0.01) 

Investitionen getätigt         0.06+  ‐0.04        0.03+  0.05*** 

         (0.03)  (0.04)        (0.02)  (0.01) 

Anteil Leiharbeiter        ‐0.02  0.19        ‐0.01  0.06 

         (0.31)  (0.33)        (0.13)  (0.14) 

Anteil qualifizierter Beschäftigter        ‐0.07  ‐0.09        ‐0.13**  ‐0.18* 

         (0.12)  (0.19)        (0.04)  (0.07) 

Anteil befristet Beschäftigter        0.05  ‐0.02        ‐0.02  0.01 

         (0.05)  (0.07)        (0.03)  (0.03) 

Anteil Teilzeitbeschäftigter        ‐0.20**  ‐0.12        ‐0.05  0.02 

         (0.06)  (0.10)        (0.03)  (0.03) 

Exportanteil           0.02           0.00 

            (0.07)           (0.02) 

Anteil der Arbeitskosten am Umsatz           ‐0.29**           ‐0.07 

            (0.11)           (0.05) 

Durchschnittlicher Lohn pro Beschäftigtem (log)           0.04           0.04+ 

            (0.05)           (0.02) 

Konstante  ‐0.28***  ‐0.22**  ‐0.24**  ‐0.11  0.20***  0.24***  0.25***  ‐0.09 

   (0.05)  (0.08)  (0.09)  (0.34)  (0.03)  (0.04)  (0.05)  (0.15) 

Anzahl der Beobachtungen  1100  1100  1100  619  525  525  525  324 

Anzahl der Cluster  913  913  913  530  460  460  460  290 

F‐Statistik  71.14  55.17  47.59  36.25  9.03  7.85  7.57  7.10 

R²  0.38  0.41  0.44  0.49  0.25  0.29  0.33  0.39 

Adjusted R²  0.37  0.40  0.43  0.46  0.23  0.26  0.28  0.32 

                          

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2005 und 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Cluster‐robuste Standardfehler auf der Betriebsebene in Klammern. + p<0.1, * p<0.05, ** p<0.01, 
*** p<0.001. Koeffizienten sind durch OLS geschätzt. 

Es zeigt sich  in den Spezifikationen  (1) bzw.  (5) zunächst, dass es, wie  in Abschnitt 4.2 be‐

schrieben, einen positiven Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und der Existenz von 

außertariflicher  Entlohnung  gibt  bzw.  einen  negativen  zwischen  Betriebsgröße  und  dem 

Ausmaß. Dieser Effekt ist jeweils monoton steigend (bzw. fallend) und bleibt auch bei Hinzu‐

nahme weiterer Kontrollvariablen vorhanden.  In Bezug auf die Branchenstruktur zeigt sich, 

dass,  viele Branchen  im Vergleich  zu Basiskategorie  der  Schlüsselbranchen  eine  geringere 

Wahrscheinlichkeit aufweisen AT‐Angestellte zu beschäftigten. Dies gilt  jedoch weniger  für 

das Ausmaß, also den Anteil der AT‐Angestellten, dort gibt es kaum signifikante Korrelatio‐

nen. Der Erklärungsgehalt der Modelle ist vertretbar hoch: die R² liegen bei 0.38 bzw. 0.25.  

Die Verwendung der technischen Kontrollvariablen zeigt, dass das Alter der Betriebe kaum 

eine  Rolle  spielt.  Dagegen  haben  Betriebe  im  ausländischen  Eigentum  signifikant  mehr, 
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solche  im öffentlichen Eigentum  signifikant weniger AT‐Beschäftigte.  Insbesondere Gesell‐

schaften mit beschränkter Haftung und Aktiengesellschaften stellen häufiger AT‐Beschäftigte 

ein. Die  regionale Verteilung  der  Betriebe  hat  jedoch,  zumindest  nach  Kontrolle weiterer 

Eigenschaften, keinen Einfluss.  

In den Spezifikationen (3) und (7) werden weitere betriebliche Eigenschaften einbezogen. Es 

zeigt sich, dass die Existenz eines Betriebsrats ohne Einfluss auf die außertarifliche Entloh‐

nung  ist.  Dagegen  weisen  Betriebe,  die  ihre  tariflich  angestellten  Mitarbeiter  über  Taif 

bezahlen, auch häufiger AT‐Angestellte auf. Ebenso gilt dies für Betriebe, die im letzten Jahr 

Investitionen  getätigt  haben.  Dagegen  scheinen  Betriebe mit  vielen  Teilzeitbeschäftigten 

weniger häufig, Betriebe mit vielen qualifizierten Beschäftigten weniger viele AT‐Angestellte 

zu  beschäftigen. Der  Anteil  der  Auszubildenden  hat  in  der  Regel  einen  positiven  Einfluss 

sowohl auf die Existenz als auch auf das Ausmaß der außertariflich Angestellten.  

Zuletzt werden  in  den  Spezifikationen  (4)  und  (8)  noch  Eigenschaften  hinzugefügt,  die  in 

diesem  Kontext  von  großem  Interesse  erscheinen,  für  die  viele  Betriebe  keine  Angabe 

machen.  Hier  besteht  also  ein  Trade‐Off  zwischen  Anzahl  der  Variablen  und  Anzahl  der 

Beobachtungen. Es  zeigt  sich, dass beispielsweise der Exportstatus  keinen Einfluss auf die 

außertarifliche Bezahlung hat. Betriebe mit höheren Arbeitskosten weisen dagegen weniger 

häufig, Betriebe mit einer hohen Lohnsumme pro Beschäftigten, mehr AT‐Angestellte auf.  

	

5 Tarifbindung	und	Mitarbeiterbeteiligung		

Die Geschichte materieller Beteiligungsmodelle reicht bis weit ins 19. Jahrhundert zurück, ist 

aber auch in der aktuellen politischen Diskussion immer wieder von Interesse. Generell kann 

materielle Mitarbeiterbeteiligung dabei unterschiedliche  Ziele  verfolgen. Aus betriebswirt‐

schaftlicher Sicht sind dies vor allem die Verbesserung der Kapitalausstattung, eine höhere 

Flexibilität  der  betrieblichen  Entlohnung  oder  auch  eine  höhere  Produktivität  und 

Motivation der Mitarbeiter, während aus gesamtwirtschaftlicher Sicht unter anderem eine 

gleichmäßigere  und  somit  gerechtere  Einkommensverteilung,  oder  eine  erhöhte 

Lohnflexibilität  verbunden  mit  positiven  Beschäftigungswirkungen  eine  Rolle  spielen.  Da 

Mitarbeiterbeteiligung eine Betriebsentscheidung  ist, bleibt dabei  fraglich, ob  für Betriebe 

hierbei makroökonomische  Aspekte  eine  Rolle  spielen.  Deshalb  liegt  es  am  Gesetzgeber 

diese Dimension zu gestalten. 

In dieser  Studie  soll die Verbreitung  von Modellen der Gewinn‐und Kapitalbeteiligung auf 

betrieblicher Ebene  in Baden‐Württemberg analysiert werden.  In den Abschnitten 5.1 und 

5.2 sollen zunächst Ergebnisse zum Ausmaß bzw. zur Struktur der Mitarbeiterbeteiligung  in 

Baden‐Württemberg  dargestellt  werden,  bevor  Abschnitt  5.3  untersucht,  inwieweit  sich 

tarifgebundene  Betriebe  und  nichttarifgebundene  Betriebe  bei  der  Anwendung  von 

Modellen materieller Mitarbeiterbeteiligung unterscheiden.  
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Zu materiellen Beteiligungsmodellen finden sich  in der Literatur teilweise sehr unterschied‐

liche  Begrifflichkeiten.  Daher  sollen  diese  Definitionen  kurz  beschrieben  werden.  Die  in 

dieser Studie verwendete Definition orientiert sich an den Fragestellungen des IAB‐Betriebs‐

panels. Generell lässt sich materielle Mitarbeiterbeteiligung zwischen Kapitalbeteiligung und 

Erfolgsbeteiligung unterscheiden. Während die Mitarbeiter bei der Kapitalbeteiligung dauer‐

haft am Kapital des Unternehmens beteiligt werden, ist bei der Erfolgsbeteiligung die Entloh‐

nung des Arbeitnehmers zum Teil an den Unternehmenserfolg geknüpft. Für beide Formen 

der Mitarbeiterbeteiligung finden sich wiederum verschiedene Arten; bei der Kapitalbeteili‐

gung  sind  es  Eigen‐  oder  Fremdkapitalbeteiligung  sowie  überbetriebliche  Kapitalbeteili‐

gungsmodelle,  bei  der  Erfolgsbeteiligung  unterscheidet  man  zwischen  Gewinn‐,  Umsatz‐ 

bzw. Ertragsbeteiligung und Leistungsbeteiligung. Mischformen aus den zwei Modellen sind 

in der Praxis ebenfalls denkbar.  

5.1 Ausmaß	der	Mitarbeiterbeteiligung	in	Baden‐Württemberg	

Das  IAB‐Betriebspanel  bietet  im  Zwei‐Jahres‐Rhythmus  Informationen  zu  Inzidenz  und 

Ausmaß von Modellen der betrieblichen Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung. Die Auswertungen 

hierzu können teilweise differenziert nach Branchen und Betriebsgrößen erfolgen.  

Zunächst  stellt Abbildung  5.1 das Ausmaß  von Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung und deren 

zeitlichen  Verlauf  dar.  Im  Jahr  2013  bieten  8,0 %  aller  Betriebe  ihren  Beschäftigten  eine 

Gewinnbeteiligung  an,  davon  können  theoretisch  23,4 %  aller  baden‐württembergischen 

Beschäftigten  profitieren.  Im  Schnitt  kommen  pro  Betrieb  jedoch  nur  für  62,2 %  aller 

Beschäftigten  in  den  Genuss  solcher  Leistungen,  so  dass  etwa  13,6 %  aller  baden‐

württembergischen  Beschäftigten  am  Betriebsgewinn  beteiligt  sind.  Kapitalbeteiligung  ist 

viel  weniger  stark  verbreitet.  Nur  etwa  3,2 %  aller  Beschäftigten  in  0,2 %  aller  Betriebe 

können  daran  teilhaben, wobei  der  Anteil  der  tatsächlich  teilhabenden  Beschäftigten  auf 

2,3 % sinkt, wenn man berücksichtigt, dass nur 58,4 % der Beschäftigten pro Betrieb diese 

Leistung  in Anspruch nehmen  (können). Dieser  geringe Anteil  führt dazu, dass belastbare 

Aussagen nur für die Gewinnbeteiligung getroffen werden können.  

Die  baden‐württembergischen  Werte  decken  sich  in  etwa  mit  den  Werten  für 

Westdeutschland. Hier boten  im Jahr 2013 ebenfalls 8 % aller Betriebe  ihren Beschäftigten 

eine  Gewinnbeteiligung  an,  wovon  im  Schnitt  63,5 %  der  Beschäftigten  eines  Betriebes 

profitieren konnten. Eine Kapitalbeteiligung war auch  in Westdeutschland nicht sonderlich 

verbreitet,  auch  hier  fand  sie  nur  in  1 %  aller  Betriebe  Anwendung.  Der  Anteil  der 

Beschäftigten pro Betrieb, der diese Form der Mitarbeiterbeteiligung  in Anspruch nehmen 

konnte, lag bei 54,2 % und somit noch niedriger als in Baden‐Württemberg.  
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Abbildung	5.1:		Verbreitung	von	Modellen	der	Gewinn‐	und	Kapitalbeteiligung	in	
	 Baden‐Württemberg	auf	Betriebs‐	und	Beschäftigungsebene		

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe ohne Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen. . 

Im Zeitablauf  zeigt Abbildung 5.1, dass  keine eindeutige Tendenz bei der Entwicklung der 

Gewinnbeteiligung zu beobachten  ist. Stieg der Anteil der Betriebe von Anfang der 2000er 

Jahre noch von 7 % auf 10 % im Jahr 2009, so ist er seitdem wieder auf 8 % gesunken. Beim 

tatsächlichen Anteil der Beschäftigten19  lässt  sich kein Trend erkennen. Der Anteil der am 

Gewinn der Betriebe beteiligten Beschäftigten schwanken zwischen 13,6 % im Jahr 2013 und 

15,0 %  im  Jahr 2011. Bei der Kapitalbeteiligung  lässt  sich auf der betrieblichen Eben eher 

sogar ein negativer Trend ausmachen. In den letzten Jahren scheint kaum mehr ein Betrieb 

in Baden‐Württemberg seine Mitarbeiter am Kapital des Unternehmens zu beteiligen (unter 

1 % im Vergleich zu 2 % im Jahr 2000). Nur noch einige große Betriebe tun dies, so dass etwa 

1,5 %  der  Beschäftigten  in  Baden‐Württemberg  in  den  Genuss  einer  Kapitalbeteiligung 

kommt, was einen starken Rückgang zu den 5,1 % im Jahr 2000 darstellt.  

Insgesamt  ist  damit  finanzielle Mitarbeiterbeteiligung  in Baden‐Württemberg  immer  noch 

die Ausnahme. Zu diesem Schluss kommt auch Möller (2013). 

5.2 Struktur	der	Mitarbeiterbeteiligung	in	Baden‐Württemberg		

Neben  Ausmaß  und  Inzidenz  der Mitarbeiterbeteiligung  erlaubt  es  das  IAB‐Betriebspanel 

auch Auswertungen zur Struktur zu machen. Dies gilt jedoch nur für die Gewinnbeteiligung. 

Es zeigt sich, dass der Anteil der Betriebe, die eine Gewinnbeteiligung praktizieren,  im Jahr 

2013 unter Ausnahme der Großbetriebe mit 500 und mehr Beschäftigten mit zunehmender 

Betriebsgröße deutlich  stieg. Während  in Kleinstbetrieben mit bis  zu 4 Beschäftigten eine 

Gewinnbeteiligung nur  in 5 % der Betriebe zur Anwendung kam, existierte eine Gewinnbe‐

teiligung  in 35 % der Großbetriebe mit 500 und mehr Beschäftigten. Bei Betrieben mit 250 

bis 499 Beschäftigten liegt der Anteil sogar bei 44 %. Betriebe mit 250 bis 499 Mitarbeitern, 

                                                       

19 Der  tatsächliche Anteil  der Beschäftigten  ergibt  sich  aus  dem Anteil  der Betriebe  und  dem Anteil  der  in 
diesen Betrieben betroffenen Beschäftigten. 
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die eine Gewinnbeteiligung praktizierten, beschäftigten außerdem 9 % aller Beschäftigten in 

Baden‐Württemberg. Der Anteil der Beschäftigten, die tatsächlich mit Modellen der Gewinn‐

beteiligung entlohnt werden, unterscheidet sich jedoch kaum nach Betriebsgröße.  

Auch bei der Struktur der Mitarbeiterbeteiligung können  für Westdeutschland die gleichen 

Tendenzen  beobachtet werden.  Der  Anteil  der  Betriebe mit Gewinnbeteiligungsmodellen 

stieg  auch  hier  im  Jahr  2013 mit  der  Betriebsgröße,  wobei  Betriebe mit  500  und mehr 

Beschäftigten  ebenfalls  eine  Ausnahme  bildeten.  Differenzen  zu  den  baden‐württember‐

gischen Werten gab es allenfalls  für Betriebe mit 250 bis 499 Beschäftigten, bei denen der 

Anteil der Betriebe mit Gewinnbeteiligungsmodellen mit 33 % niedriger ausfällt als in Baden‐ 

Württemberg. 

Die Erkenntnis, dass die Verbreitung von Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung in Baden‐Württem‐

berg und  in Westdeutschland  im  Jahr 2013  in etwa mit steigender Betriebsgröße zunahm, 

steht auch im Einklang mit der Mehrzahl der bereits existierenden Studien zum Thema (vgl. 

Heinbach  et  al.  2008).  Allerdings  lassen  sich  mit  Blick  auf  die  Größe  eines  Betriebes 

ökonomische Gründe  sowohl  für eine häufigere Verbreitung  von Beteiligungs‐modellen  in 

großen Betrieben  als  auch Argumente  für  eine  seltenere Verbreitung  in  diesen Betrieben 

finden. Fixkosten bei der Einführung und Verwaltung materieller Mitarbeiterbeteiligung, die 

Einführung von Beteiligungsmodellen zur Vermeidung von höheren „Kontrollkosten“ bei der 

Überprüfung der Arbeitseffizienz der Mitarbeiter  sowie bessere personelle und  finanzielle 

Ressourcen  zur  Einführung  von  durchdachten  Beteiligungsmodellen  sind  insgesamt  Argu‐

mente, die dafür sprechen, dass Beteiligungsmodelle in großen Betrieben häufiger verbreitet 

sind.  Dagegen  könnte  argumentiert  werden,  dass  in  Kleinbetrieben  das  Ergebnis 

individueller Anstrengungen besonders gut  zurechenbar  ist, was  zu größeren Motivations‐ 

und Produktivitätseffekten führen kann.  
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Tabelle	5.2:	Struktur	der	Mitarbeiterbeteiligung	in	Baden‐Württemberg	2013	
  Erfolgsbeteiligung 

  Betriebe Beschäftigte Anteil  Fallzahlen

Baden‐Württemberg  8% 0% 62%  215

1‐4 Beschäftigte  5% 0% 72%  11

5‐19 Beschäftigte  6% 0% 56%  24

20‐99 Beschäftigte  17% 0% 63%  57

100‐249 Beschäftigte  27% 3% 55%  42

250‐499 Beschäftigte  44% 9% 58%  42

500 u. mehr Beschäftigte  35% 3% 63%  39

Verarbeitendes Gewerbe  15% 1% 60%  88

- Schlüsselbranchen 17% 1% 59%  64

- Sonst. Ver. Gewerbe  13% 0% 61%  24

Baugewerbe  5% 0% 54%  10

Handel, Reparatur von Kfz 6% 0% 62%  29

Dienstleistungen  9% 0% 64%  83

- Unternehmensnahe DL  15% 1% 65%  27

- Gesundheits‐ u. Sozialwesen  2% 0% 66%  10

- Sonstige DL  8% 0% 62%  46

Öffentlicher Dienst u.a.  0% 0% 0%  ‐

Handwerk  7% 0% 49%  32

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Welle 2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Von  der  Branchenanalyse 
ausgeschlossen  sind Betriebe  in  Land‐ und  Forstwirtschaft, dem Bergbau und der  Energieversorgung. Unter 
dem  Begriff  der  Schlüsselbranchen  des  Verarbeitenden  Gewerbes werden  die  vier  beschäftigungsstärksten 
Branchen, der Maschinenbau, die Kfz‐Industrie, die Herstellung von Metallerzeugnissen und die Elektrotechnik 
zusammengefasst.  Als Handwerksbetriebe  gelten  solche,  die  angeben Mitglied  einer Handwerkskammer  zu 
sein. 

Auch  zwischen  verschiedenen  Branchen  gibt  es  Unterschiede  in  der  Verbreitung  von 

Modellen  der Gewinnbeteiligung. Gründe  für  diese Unterschiede  zwischen  den  einzelnen 

Wirtschaftszweigen können Unterschiede  in der Größenstruktur der Branchen oder  in den 

typischen  Organisationsstrukturen  sein.  Schlüsselbranchen  des  Verarbeitenden  Gewerbes 

wiesen  im  Jahr  2013 mit  17 %  den  höchsten Anteil  der Betriebe mit Gewinnbeteiligungs‐

modellen auf. Auch das sonstige Verarbeitendes Gewerbe sowie unternehmensnahe Dienst‐

leistungen hatten einen ähnlich hohen Anteil an Betrieben, die Gewinnbeteiligungsmodelle 

anwenden  (13 % bzw. 15 %). Nicht  anzutreffen waren Gewinnbeteiligungsmodelle  im  Jahr 

2013  im  Öffentlichen  Dienst.  Handwerksbetriebe  bieten  etwa  durchschnittlich  häufig 

Gewinnbeteiligungsmodelle an.  

Auch  in der Betrachtung  für ganz Westdeutschland weist das Verarbeitende Gewerbe den 

höchsten  Anteil  von  Betrieben  mit  Gewinnbeteiligungsmodellen  auf  (11 %,  Baden‐

Württemberg:  15 %).  Interessanterweise  bieten  im Öffentlichen Dienst  immerhin  4 %  der 

westdeutschen Betriebe  ihren Angestellten eine Erfolgsbeteiligung, während Angestellte  im 

Öffentlichen Dienst in Baden‐Württemberg einen Wert von 0 % aufweisen.  
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Als Vergleichsstudie  zeigt Slomka  (2013), dass die Verbreitung von Erfolgsentgelten  in der 

Metall‐  und  Elektroindustrie  deutlich  über  dem  gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt  liegt. 

Sie  findet  auch,  dass  die Betriebe der Branche  einen  immer  größer werdenden  Teil  ihrer 

Beschäftigten am Gewinn beteiligen. Die Beteiligung am Erfolg und die Höhe der Gewinn‐

beteiligung variiert jedoch und führt zu einer Ausdifferenzierung der Entgelte innerhalb und 

zwischen den Betriebe.  

5.3 Gewinn‐	und	Kapitalbeteiligung	und	Tarifbindung	

Der  Zusammenhang  zwischen  Tarifbindung  und Mitarbeiterbeteiligung  scheint  besonders 

interessant zu sein. So wird von Arbeitgeberseite oft argumentiert, dass Tarifverträge eine 

mangelhafte Flexibilität in der Entlohnung nach sich ziehen. Dies könnte vermieden werden, 

wenn  ein  Teil  der  Entlohnung  in  Form  von  Erfolgsbeteiligungen  erfolgt.  Gewerkschaften 

stehen dem eher kritisch gegenüber und sehen keinen Grund die garantierten Entlohnungs‐

komponenten  zurückzufahren.  Haipeter  und  Slomka  (2014)  argumentieren  hier  beispiels‐

weise, dass Erfolgsentgelte als Entgeltkomponente auch bei Tarifbeschäftigten an Bedeutung 

gewinnen.  Sie  könnten  die wichtigste Ursache  dafür  sein,  dass  in  den  letzten  Jahren  die 

Spanne zwischen tatsächlichen und tariflichen Entgelten gestiegen ist.  

Für  den  Einfluss  der  Tarifbindung  auf  die  Anwendung  von  Modellen  der  Gewinn‐  und 

Kapitalbeteiligung  finden sich  in der Literatur unterschiedliche Thesen. Weil Betriebe ohne 

Tarifbindung  den  Lohn  variabler  gestalten  können,  gibt  es  Grund  zur  Annahme,  dass 

tarifgebundene Betriebe weniger oft Beteiligungsmodelle anwenden. Gleichzeitig finden sich 

auch  Argumente  für  eine  größere  Verbreitung  von  Modellen  der  Gewinnbeteiligung  in 

tarifgebundenen Betrieben, unter anderem eine größere Akzeptanz der Modelle auf Seiten 

der Beschäftigten durch die Einbindung aller Tarifparteien.  

Statt einer Zunahme der Mitarbeiterbeteiligung am Erfolg des Unternehmens in tarifgebun‐

denen Betrieben kann man eher eine Flexibilisierung und Dezentralisierung der  tariflichen 

Entlohnung  betrachten,  beispielsweise  durch  Tariföffnungsklauseln  oder  betriebliche 

Vereinbarungen zur Beschäftigungssicherung (vgl. Abschnitt 2.2). Daher hat sich die erhoffte 

positive Entwicklung des Anteils der Erfolgsbeteiligung der Mitarbeiter auch nicht speziell für 

tarifgebundene Betriebe dargestellt.20  

Wie Tabelle 5.3 zu entnehmen ist, wenden jeweils etwas über 8 % der Betriebe mit und ohne 

Tarifbindung ein Gewinnbeteiligungsmodell an. Rund ein Viertel der Beschäftigten arbeitete 

in tarifgebundenen Betrieben, die Erfolgsbeteiligungsmodelle anwenden. Bei den Betrieben 

ohne Tarifbindung waren dies nur 20,7 %. Da sich  jedoch sowohl die Tarifbindung als auch 

die Verbreitung von Gewinnbeteiligung mit der Betriebsgröße ändern, haben wir  in einem 

zweiten Schritt diese Werte auch für Betriebe zwischen 20 und 500 Beschäftigten berechnet. 

                                                       

20 Der Anteil der tarifgebundenen Betriebe mit Mitarbeiterbeteiligung stieg von 9 % im Jahr 2000 auf 11 % im 
Jahr 2013, der Anteil der  tarifgebundenen Beschäftigten mit Mitarbeiterbeteiligung von 15,1 %  im  Jahr 2000 
auf 15,9 % im Jahr 2013. 
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Hier  zeigt  sich,  dass  etwa  25,8 %  der  Beschäftigten  in  20,8 %  der  nicht  tarifgebundenen 

Betriebe  in  den Genuss  einer Gewinnbeteiligung  kommen, während  dies  bei  den  ähnlich 

großen tarifgebundenen Betrieben nur  für 21,7 % der Beschäftigten  in 14,8 % der Betriebe 

gilt.  Es  zeigt  sich  also,  dass  es  keinen  klaren  Zusammenhang  zwischen  Tarifbindung  und 

Mitarbeiterbeteiligung in Baden‐Württemberg gibt. 	

Tabelle	5.3:		 Erfolgsbeteiligung	und	Tarifbindung	in	Baden‐Württemberg		

                    

   Tarifbindung  keine Tarifbindung 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Gewinnbeteiligung  8.5%  25.2%  729  8.1%  20.7%  534 

   Tarifvertrag verlassen  Tarifvertrag nicht verlassen 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Gewinnbeteiligung  6.4%  19.0%  97  8.8%  25.5%  720 

   vor Verlassen des Tarifvertrags  Tarifvertrag später nicht verlassen 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Gewinnbeteiligung  5.7%  11.4%  39  8.6%  25.6%  778 

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Welle 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe  ohne  Angaben  zu  den  relevanten  Variablen  sind  ausgeschlossen.  Tarifbindung  schließt 
Branchentarifverträge und Haus‐ und Firmentarifverträge ein. Nicht tarifgebundene Betriebe, oder solche, die 
den Tarifvertrag verlassen, sind Betriebe mit individuellen Lohnverhandlungen.  

Interessant  ist eine Betrachtung der Betriebe, die einen bestehenden Tarifvertrag verlassen 

haben. Hier könnte argumentiert werden, dass die Beschäftigten eine Kompensation  in der 

Entlohnung erwarten, oder dass Betriebe den Tarifvertrag verlassen um eine flexiblere Form 

der Entlohnung  zu erreichen, weg von den  starren Mindestregeln des Tarifvertrags hin  zu 

einer  Erfolgsentlohnung.  Betrachtet man  alle  baden‐württembergischen  Betriebe,  die  seit 

dem  Jahr 2000  im  IAB‐Betriebspanel die Tarifbindung  verlassen haben,  so  zeigt  sich, dass 

6,4 % von diesen Betrieben 19,0 % der Beschäftigten am Geschäftserfolg  teilhaben  ließen. 

Dies  waren  jedoch  jeweils  deutlich  weniger  als  im  Vergleich  zu  denen  im  Tarifvertrag 

verbliebenen Betrieben und Beschäftigten (8,8 % bzw. 25,5 %). Diese Thesen lassen sich also 

mit den vorhandenen Daten nicht stützen.  

Gegen  einen  kausalen  Zusammenhang  spricht  auch  die  Tatsache,  dass  nur  5,7 %  dieser 

Betriebe (11,4 % der in diesen Betrieben beschäftigten Personen) bereits vor dem Verlassen 

des Tarifvertrags eine Erfolgsbeteiligung praktizierten. Es handelt sich hierbei also eher um 

Betriebe, die grundsätzlich weniger häufig ihre Mitarbeiter am Gewinn beteiligen.  
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6 	 Beschäftigungsentwicklung	

In  diesem  Abschnitt  soll  untersucht werden,  ob  und  inwieweit  Tarifbindung  und  Erfolgs‐

beteiligung Auswirkungen  auf die Beschäftigungsentwicklung haben. Diese  institutionellen 

Faktoren  können  insbesondere  auf  die  Fluktuation  wirken  weshalb  der  Betrachtung  der 

Beschäftigungsdynamik (job‐flow‐Ansatz) eine zentrale Rolle  in der Analyse zukommen soll. 

Aufbauend  auf  den  Analysen  des  vorhergehenden  Kapitels  soll  hier  die  Beschäftigungs‐

dynamik von  in  tarifgebundenen und von nicht  in  tarifgebundenen, bzw.  in Betrieben mit 

oder ohne Erfolgsbeteiligung verglichen werden. Die Auswertungen  stützen  sich dabei auf 

die  Analyse  von  Stromgrößen,  die  im  Unterschied  zu  Bestandsgrößen  Übergänge  am 

Arbeitsmarkt wie Einstellungen oder Abgänge aus dem jeweiligen Betrieb messen. Daneben 

nehmen Entlassungsgründe und die Übernahme von Auszubildenden einen Teil der Analysen 

ein.  

Die Dynamik der Beschäftigungsentwicklung unterscheidet mit der Arbeitsplatzdynamik und 

der Arbeitskräftedynamik zwei unterschiedliche Mechanismen. Bei der Arbeitsplatzdynamik 

geht  es  um  die  Reallokation  von  Arbeitsplätzen, was  in  Betrieben mit wachsendem  oder 

schrumpfendem  Beschäftigungsstand  einhergeht.  Bei  der  Arbeitskräftedynamik  verlassen 

Beschäftigte  den  Betrieb  und  neue  Beschäftigte  werden  eingestellt.  Innerhalb  eines 

Betriebes erfolgt  folglich ein Austausch von Beschäftigung, ohne dass  sich die Gesamtzahl 

der  Arbeitsplätze  zwingend  verändert.  Es  ist  daher  interessant  zu  untersuchen,  ob  die 

Beschäftigungsdynamik  vor  allem  aufgrund  neu  geschaffener  oder  abgebauter  Stellen  in 

einem Betrieb entsteht oder das Resultat eines  reinen Personalaustauschprozesses  ist, bei 

dem  keine  Stellen  auf‐ oder  abgebaut werden. Die  folgenden Analysen  verwenden Mess‐

größen  zur  Beschäftigungsdynamik,  die  aus  der  Literatur  bekannt  sind  (Davis  und 

Haltiwanger, 1992; Davis, et al., 2006).  

6.1 Dynamik	der	Arbeitsplätze	

Die  Abbildungen  6.1  bis  6.3  geben  einen  Überblick  über  Stromgrößen  der  Arbeitsplatz‐

dynamik.  Sie  beziehen  sich  immer  auf  (besetzte) Arbeitsplätze.  In Abbildung  6.1 wird  die 

Nettobeschäftigungsrate  (job  growth  rate)  in Baden‐Württemberg  in den  Jahren  2000  bis 

2013  differenziert  nach  Tarifbindung  und  Erfolgsbeteiligung  dargestellt.  Die  Berechnung 

erfolgt dabei als Differenz der Beschäftigung  im Juli eines Jahres von derjenigen  im Januar, 

bezogen  auf  die  gemittelte  Beschäftigung  zwischen  beiden  Monaten.21  Sie  gibt  an,  in 

                                                       

21  Die  gemittelte  Beschäftigung  als  Nenner  erlaubt  einerseits  eine  Interpretation  als  Wachstumsrate, 
andererseits hat dies den Vorteil, dass eine Normierung im Intervall (‐2,2) erfolgt. Ausreißer, also Betriebe mit 
starker  Zu‐ oder Abnahme  an Beschäftigung, beeinflussen bei dieser Berechnung die Wachstumsrate nur  in 
geringerem Maße. 
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welchem Maße  die  Beschäftigung  zwischen  zwei  Zeitpunkten  gewachsen  ist,  relativ  zum 

Mittel der Beschäftigung.22  

Abbildung	6.1:		 Nettobeschäftigungswachstumsrate	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Die  Grafiken  zeigen  deutlich  den  konjunkturellen  Verlauf,  der  sich  in  unterschiedlichen 

Phasen  der  Entwicklung  des  Beschäftigungswachstums  ergibt.  Es  zeigt  sich,  dass  sowohl 

tarifgebundene  als  auch  nicht  tarifgebundene  Betriebe  bzw.  sowohl  Betriebe mit  Erfolgs‐

beteiligung  als  auch  Betriebe  ohne  Erfolgsbeteiligung  diese  konjunkturellen  Verläufe 

aufweisen. Im gesamten Zeitverlauf hatten nicht tarifgebundene Betriebe stets eine höhere 

Nettobeschäftigungswachstumsrate als tarifgebundene Betriebe.23 Im Jahr 2013 lag diese für 

nicht  tarifgebundene  Betriebe  bei  2,4 %,  während  sie  für  tarifgebundene  Betriebe  bei 

lediglich  1,6 %  lag.  Bei  Betrieben,  die  eine  Erfolgsbeteiligung  praktizierten,  lag  die Netto‐

beschäftigungswachstumsrate  im Jahr 2013 bei 2,4 %. Damit  liegt sie erstmals wieder über 

der  von  Betrieben  ohne  Erfolgsbeteiligungsmodelle,  die  im  Jahr  2013  eine  auf  1,6 % 

gesunkene Nettobeschäftigungswachstumsrate aufwiesen. 

In Abbildung 6.2 wird die Rate des Arbeitsplatzumschlags, die job reallocation rate, in Baden‐

Württemberg für die Jahre 2000 bis 2013 dargestellt, erneut differenziert nach Tarifbindung 

und  Erfolgsbeteiligungsmodellen.  Die  job  reallocation  rate  lässt  sich  interpretieren  als 

Indikator  der  Umverteilung  von  Arbeitsplätzen  zwischen  Betrieben,  die  wachsen  und 

Betrieben,  die  schrumpfen.  Dies  kann  innerhalb  oder  zwischen  Branchen  geschehen.  Ein 

hoher  Arbeitsplatzumschlag  bedeutet,  dass  viele  Arbeitsplätze  von  schrumpfenden 

Betrieben  zu wachsenden  Betrieben wandern.  Dies  kann  sowohl  positive  Folgen wie  die 

Entstehung  von Arbeitsplätzen  in  zukunftsorientierten  Branchen  als  auch  negative  Folgen 

haben,  wenn  sich  Betriebe  und  Beschäftigte  mit  einschneidenden  Veränderungen 

arrangieren müssen.  

                                                       

22  Wächst  ein  Betrieb  beispielsweise  von  4  auf  5  Beschäftigte,  so  ist  sein  relatives  Nettobeschäftigungs‐

wachstum 
ହିସ

ସ,ହ
=11% 

23 Dieses Ergebnis scheint sich auch in multivariaten Analysen zu bestätigen, siehe Brändle und Goerke (2014) 
und weitere wiss. Aufsätze der union employment literature. 
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Abbildung	6.2:		 Rate	des	Arbeitsplatzumschlags	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Generell scheint der Arbeitsplatzumschlag über die Zeit hinweg  recht stabil zu sein, wobei 

vor allem bei nicht tarifgebundenen Betrieben  in den Jahren seit der Rezession 2009 sowie 

zu Beginn des Betrachtungszeitraums höhere Raten verzeichnet wurden. Auch die Rate des 

Arbeitsplatzumschlags  liegt  für  nicht  tarifgebundene  Betriebe  stets  höher  als  für 

tarifgebundene. Im Jahr 2013 hatten Betriebe mit Tarifbindung eine Arbeitsplatzumschlags‐

rate  von  4,4 %,  für  nicht  tarifgebundene  Betriebe  lag  sie  bei  5,6 %.  Bei  Betrieben  ohne 

Erfolgsbeteiligungsmodelle  sank  die  job  reallocation  rate  im  Vergleich  zu  2011  um 

0,4 Prozentpunkte und  lag  im Jahr 2013 bei 4,8 %. Betriebe, die Erfolgsbeteiligungsmodelle 

anwenden, hatten im Jahr 2013 mit 5 % wieder eine deutlich höhere Rate des Arbeitsplatz‐

umschlags als noch 2011.  

Abbildung  6.3  zeigt  die  Rate  der  Arbeitsplatzschaffung  (job  creation  rate),  die  unter 

Berücksichtigung  der  Betriebe  mit  positivem  Arbeitsplatzwachstum  angibt,  in  welchem 

Ausmaß neue Arbeitsplätze geschaffen wurden,  sowie die Rate der Arbeitsplatzzerstörung 

(job destruction  rate), die ein Maß  für den Verlust bzw. den Abbau  von Arbeitsplätzen  in 

Betrieben  ist. Beide Raten werden differenziert nach Tarifbindung betrachtet. Da  sich hier 

Betriebe mit und ohne Erfolgsbeteiligung kaum unterscheiden, werden diese Auswertungen 

nur für die Tarifbindung dargestellt.  

Die Arbeitsplatzzerstörungsrate (rechte Abbildung) ist von deutlich kleineren Unterschieden 

zwischen  tarifgebundenen  und  nicht  tarifgebundenen  Betrieben  gekennzeichnet.  Es  lässt 

sich  außerdem  für  beide  Betriebsgruppen  deutlich  das  Rezessionsjahr  2009  erkennen,  in 

dem  die  Rate  der  Arbeitsplatzzerstörung  sprunghaft  anstieg.  Zuletzt  lag  sie  bei  1,6 %  für 

Betriebe ohne Tarifbindung bzw. bei 1,4 % für Betriebe mit Tarifbindung. Generell gilt, dass 

die Raten unter denen der Arbeitsplatzbeschaffung  liegen, dies spiegelt das positive Netto‐

beschäftigungswachstum in den meisten betrachteten Jahren wider.  

	 	



34  IAW‐Kurzbericht 4/2014  Tobias Brändle 

 

Abbildung	6.3:		 Arbeitsplatzschaffung	und	Arbeitsplatzzerstörung	in	Baden‐
Württemberg	

Arbeitsplatzschaffung Arbeitsplatzzerstörung 

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Bei  der  Arbeitsplatzschaffungsrate  (linke  Abbildung)  zeigt  sich,  dass  nicht  tarifgebundene 

Betriebe  stärkeren Schwankungen ausgeliefert  sind als  tarifgebundene Betriebe, allerdings 

verzeichneten  diese  als  Reaktion  auf  die  Rezession  im  Jahr  2009  stärkere  Einbrüche  der 

Arbeitsplatzbeschaffungsrate.  Nicht  tarifgebundene  Betriebe  wiesen  im  Jahr  2013  eine 

Arbeitsplatzbeschaffungsrate von 4 % auf, bei tarifgebundenen Betrieben lag sie bei 3 %.  

6.2 Dynamik	der	Arbeitskräfte	

Im Folgenden  soll nun auch auf Arbeitskräfte, also Personen eingegangen werden. Verän‐

derungen werden hier mit der Anzahl  von  Einstellungen und Abgängen  im Vergleich  zum 

Beschäftigtenstand  gemessen.  So  können  auch  Aussagen  darüber  getroffen werden, wie 

hoch  der  Umschlag  an  Beschäftigten  gemessen  an  der  durchschnittlichen  Beschäftigung 

innerhalb von Betrieben ist.  

In Abbildung 6.4 ist zunächst die Zugangsrate in Beschäftigung, die sogenannte hiring rate, in 

Baden‐Württemberg  für  den  Zeitraum  2000  bis  2013  differenziert  nach  Tarifbindung  und 

Erfolgsbeteiligung dargestellt. Sie berechnet sich aus dem Quotienten der Einstellungen  im 

ersten Halbjahr und dem Mittel der Beschäftigung im Juli und Januar eines Jahres. Auf diese 

Weise wird ermittelt, wie viele Beschäftigte einen neuen Arbeitsplatz erhalten,  in Relation 

zur Betriebsgröße, gemessen  in Beschäftigtenzahlen. Die hiring rate  liegt weit oberhalb der 

job creation rate, weil auch schrumpfende oder nicht‐wachsende Betriebe in der Regel neue 

Mitarbeiter einstellen.  
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Abbildung	6.4:		 Zugangsrate	in	Beschäftigung	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

So  lag  sie  im  Jahr  2013  bei  7,2 %  für  nicht  tarifgebundene  Betriebe  und  bei  6 %  für 

tarifgebundene  Betriebe.  Die  hiring  rate  von  nicht  tarifgebundenen  Betrieben  liegt  im 

gesamten  Zeitverlauf  stets  über  der  von  tarifgebundenen  Betrieben.  Betrachtet man  die 

Betriebe  differenziert  nach  Erfolgsbeteiligungsmodellen  ergeben  sich  ähnliche Werte.  So 

betrug die Zugangsrate im Jahr 2013 für Betriebe mit Erfolgsbeteiligungsmodellen 7,2 %, für 

Betriebe ohne Erfolgsbeteiligungsmodelle betrug sie 6 %.  

Als nächstes stellt Abbildung 6.5 die Abgangsrate aus Beschäftigung (separation rate) für die 

Jahre 2000 bis 2013 dar. Analog zur hiring rate wird die separation rate aus dem Quotienten 

der Abgänge  im ersten Halbjahr und dem Mittel der Beschäftigung  im Juli und Januar eines 

Jahres  ermittelt.  Sie  gibt  daher  den  Anteil  der  Abgänge  gemessen  an  der  Betriebsgröße 

(Beschäftigtenzahl) an. Abgänge werden insgesamt erfasst, sie können sowohl Kündigungen 

als auch Entlassungen sowie andere Gründe wie Ruhestandsübergänge oder Versetzungen 

beinhalten. Daher zeigt die Abgangsrate auf, wie hoch der Anteil der Beschäftigten, die einen 

Arbeitsplatz verlassen, in einem Halbjahr ist.  

Abbildung	6.5:		 Abgangsrate	aus	Beschäftigung	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
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Aktuell  liegt  die  Abgangsrate  für  Betriebe  ohne  Tarifbindung  bei  4,8 %, während  sie  für 

Betriebe  mit  Tarifbindung  bei  4,4 %  liegt.  Bei  beiden  Gruppen  ist  über  den  gesamten 

Betrachtungszeitraum  ein  rückläufiger  Trend  zu  beobachten, mit  Abgangsraten  von  6,4 % 

(nicht  tarifgebundene  Betriebe)  bzw.  5,8 %  (tarifgebundene  Betriebe)  im  Jahr  2000.  Die 

Einflüsse der Konjunktur scheinen außerdem geringer zu sein als bei der Zugangsrate, denn 

die  Abgangsrate  stieg  im  Rezessionsjahr  2009  in  beiden  Betriebsgruppen  nur  gering  an. 

Somit zeigt sich, dass die Betriebe in der Regel bei schlechter Konjunktur ihre Beschäftigung 

über eine reduzierte Zugangsrate verringern, und nicht über eine erhöhte Abgangsrate. Der 

Unterschied  in  der  Abgangsrate  zwischen  Betrieben mit  Erfolgsbeteiligungsmodellen  und 

Betrieben ohne ein solches Modell war im gesamten Zeitverlauf äußerst gering, im Jahr 2013 

war erstmals wieder eine größere Differenz erkennbar. So  lag die Abgangsrate für Betriebe 

ohne  Erfolgsbeteiligung  bei  4,8 %  und  für  Betriebe mit  Erfolgsbeteiligung  bei  4,4 %. Auch 

hier ist ein rückläufiger Trend im Zeitverlauf erkennbar.  

Die  Umschlagsrate  (worker  flow  rate),  die  in  Abbildung  6.6  dargestellt  ist,  lässt  sich  als 

Kombination  von  Zugangs‐  und  Abgangsrate  interpretieren.  Ihre  Berechnung  erfolgt  als 

Summe  der  Einstellungen  und  Abgänge  im  ersten  Halbjahr,  bezogen  auf  die  gemittelte 

Beschäftigung  im  Juli und  Januar eines  Jahres. So  lassen sich Rückschlüsse darüber ziehen, 

wie viel Umschlag an Arbeitskräften  in einem Betrieb auftritt und zwar unabhängig davon, 

ob ein Betrieb insgesamt Arbeitsplätze schafft oder abbaut.  

Abbildung	6.6:		 Umschlagsrate	von	Beschäftigten	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Die  Betrachtung  der  Umschlagsrate  zeigt  im  zeitlichen  Verlauf  sowohl  Einflüsse  der 

Entwicklungen der Zugangs‐ als auch der Abgangsrate auf. So ist der eher U‐förmige Verlauf 

der Umschlagsrate von der Zugangsrate her bestimmt und lässt auf ein eher zurückhaltendes 

Einstellungs‐  und  Entlassungsverhalten  der  Betriebe  Anfang  bis  Mitte  der  2000er  Jahre 

schließen.  Interessanterweise  lassen  sich  vor  allem  auch  bei  nicht  tarifgebundenen 

Betrieben die Rezessionsjahre nicht anhand der Umschlagsrate ausmachen. Dennoch ist bei 

nicht  tarifgebundenen  Betrieben  der  Umschlag  an  Arbeitsplätzen  im  gesamten  Betrach‐

tungszeitraum  höher  als  bei  tarifgebundenen Betrieben  und  lag  im  Jahr  2013  bei  12,2 %, 

während tarifgebundene Betriebe eine Umschlagsrate von 10,4 % hatten. Auch differenziert 
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nach Erfolgsbeteiligung  lässt sich festhalten, dass Betriebe ohne Erfolgsbeteiligungsmodelle 

stets eine höhere Umschlagsrate hatten als Betriebe mit Erfolgsbeteiligungsmodellen.  

6.3 Vergleich	von	Arbeitsplatz‐	und	Arbeitskraftdynamik	

Um  abschließend  Arbeitskräfte‐  und  Arbeitsplatzdynamik  miteinander  zu  vergleichen, 

stehen  zwei  Möglichkeiten  zur  Verfügung.  Die  Rotationsrate  ist  die  Differenz  aus  den 

Umschlags‐raten  von  Arbeitskräften  und  Arbeitsplätzen  und  wird  auch  als 

Überschussumschlag  (excess  worker  flow)  bezeichnet.  Sie  misst  den  Umschlag  an 

Arbeitskräften innerhalb von Betrieben abzüglich ihres Nettowachstums. So kann dargestellt 

werden, wie viel Umschlag an Arbeits‐kräften in einem Betrieb auftritt, unabhängig davon ob 

ein Betrieb  insgesamt Arbeitsplätze schafft oder abbaut. Der Austausch von Arbeitskräften 

beruht bei der Rotationsrate also nicht auf einer Zu‐ oder Abnahme der Beschäftigung  im 

Betrieb.  

Abbildung	6.7:		 Rotationsrate	von	Beschäftigten	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Abbildung 6.7 zeigt die Rotationsrate von Beschäftigten differenziert nach Tarifbindung und 

Erfolgsbeteiligung. Die Rotationsrate  schwankt  im Zeitverlauf  stark und  liegt  in  Jahren mit 

guter konjunktureller Lage deutlich höher, was damit zusammenhängt, dass Betriebe  ihren 

Arbeitskräfteumschlag, besonders die  Zugangsrate,  in Rezessionen deutlich  reduzieren,  so 

dass die Rotationsrate  zurückgeht. Bei der Rotationsrate  lässt  sich  kein eindeutiger Trend 

hinsichtlich  eines Unterschieds  zwischen Betrieben  ohne  und mit  Tarifbindung  bzw.  ohne 

und mit Erfolgsbeteiligungsmodellen erkennen.  

Als zweiter  Indikator stellt die churning rate die Rotationsrate  im Vergleich zur Umschlags‐

rate  der  Beschäftigten  dar  (siehe  Abbildung  6.8).  Als  relativer  Anteil  des  Überschuss‐

umschlags  am  gesamten  Umschlag  an  Arbeitskräften  misst  sie  den  Anteil  des  reinen 

Austauschs von Arbeitskräften ohne Beschäftigungsauf‐ oder ‐abbau im Betrieb am Gesamt‐

umschlag,  der  die Arbeitskräftedynamik  aufgrund  von  Beschäftigungsauf‐  oder  ‐abbau  im 

Betrieb miteinschließt.  
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Abbildung	6.8:		 Churning	rate	von	Beschäftigten	in	Baden‐Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 

Ähnlich wie  bei  der  Rotationsrate  lässt  sich  auch  für  die  Churning  Rate  kein  eindeutiger 

Trend  ausmachen,  konjunkturelle  Ausschläge  sind  aber  dennoch  gut  zu  erkennen.  Tarif‐

gebundene Betriebe haben  im gesamten Betrachtungszeitraum eine höhere Churning Rate 

und haben somit im Vergleich zu nicht tarifgebundenen Betrieben einen höheren Anteil am 

Beschäftigtenumschlag  innerhalb  von  Betrieben. Das  gleiche  gilt  für  Betriebe mit  Erfolgs‐

beteiligungsmodelle im Vergleich zu Betrieben ohne Erfolgsbeteiligungsmodelle, wenngleich 

die Differenz hier geringer ist.  

6.4 Ausscheiden	aus	dem	Betrieb	und	seine	Gründe	

Während  in  den  vorherigen  Abschnitten  die  Dynamiken  von  Arbeitsplätzen  und  Arbeits‐

kräften untersucht wurden,  soll nun genauer auf das Ausscheiden  von Personen aus dem 

Betrieb eingegangen werden. Hierbei  soll  im Folgenden das Ausscheiden aus dem Betrieb 

sowohl auf quantitativer Ebene im Zeitverlauf als auch Gründe für das Ausscheiden aus dem 

Betrieb analysiert werden.  

Abbildung 6.9 gibt einen Überblick über das Ausscheiden aus dem Betrieb auf Betriebs‐ und 

Beschäftigtenebene  im Zeitraum zwischen 2000 und 2013, differenziert nach Tarifbindung. 

Links  ist  der Anteil  der Betriebe,  die  bei  denen  überhaupt Beschäftigte  ausschieden,  dar‐

gestellt. Rechts ist der Anteil der Ausgeschiedenen an den Gesamtbeschäftigten dargestellt. 

Beide Zeitreihen sind nach tarifgebundenen und nicht tarifgebundenen Betrieben getrennt. 

Für Betriebe mit oder ohne Erfolgsbeteiligung zeigten sich hier keine Unterschiede.  



Tobias Brändle  IAW Kurzbericht 4/2014   39 
 

 

Abbildung	6.9:		 Entlassungen	auf	Betriebs‐und	Beschäftigtenebene	in	Baden‐
Württemberg	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ.  

Zunächst ergibt  sich, kein eindeutiger Trend über den Zeitverlauf und auch konjunkturelle 

Einflüsse werden nur  schwach  abgebildet. Wenn überhaupt,  ist ein U‐förmiger Verlauf  zu 

erkennen. Generell  ist der Anteil der Betriebe,  in denen Beschäftigte aus dem Betrieb aus‐

scheiden, bei tarifgebundenen Betrieben stets höher als bei nicht tarifgebundenen. So gab 

im  Jahr  2013  in  41 %  aller  Betriebe mit  Tarifbindung  Beschäftigte,  die  aus  dem  Betrieb 

ausscheiden,  während  es  bei  den  Betrieben  ohne  Tarifbindung  nur  29 %  waren.  Beide 

Anteile  sind  in  den  letzten  Jahren wieder  relativ  stark  angestiegen.  Dies  liegt  aber  auch 

daran, dass tarifgebundene Betriebe  in der Regel größer sind. Vergleicht man nur Betriebe 

mit 20‐500 Beschäftigten, so sind die Unterschiede geringer.  

Auch der Anteil der Ausgeschiedenen an den Beschäftigten steigt gegen Ende des Beobach‐

tungszeitraums  leicht  an.  So  sind  4,5 %  der  baden‐württembergischen  Beschäftigten  aus 

tarifgebundenen Betrieben  im  Jahr 2013 ausgeschieden. Bei nicht  tarifgebundenen Betrie‐

ben waren es 4,5 %. Es zeigt sich also, dass tarifgebundene Betriebe öfter zu jenen Betrieben 

zählen,  die  Beschäftigte  entlassen,  aber  gleichzeitig  der  Anteil  der  Ausscheidenden  ver‐

gleichsweise gering ist.  

Neben der quantitativen Betrachtung spielen auch die Gründe für das Ausscheiden aus dem 

Betrieb eine Rolle. Dabei  ist eine nach Tarifbindung differenzierte Betrachtung  interessant, 

da in Tarifverträgen häufig auch Arbeitsplatzgarantien und ähnliches geregelt sind. Betriebe, 

bei denen im Jahr 2013 Beschäftigte aus dem Betrieb ausschieden, wurden in der Befragung 

des  IAB‐Betriebspanels auch  zu den Gründen dafür befragt. Wie  sich die Personalabgänge 

auf die im IAB‐Betriebspanel genannten Gründe verteilen, ist in Abbildung 6.10 dargestellt.  
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Abbildung	6.10:		 Gründe	für	Personalabgänge	nach	Tarifbindung	auf	Betriebs‐
und	Beschäftigtenebene	in	Baden‐Württemberg	2013	

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Welle 2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Grundgesamtheit  sind  alle Betriebe,  in denen Beschäftigte  im  ersten Halbjahr  ausgeschieden  sind. Betriebe 
ohne Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen.  

Es zeigt sich, dass die Gründe für Personalabgänge im Jahr 2013 vielfältig sind. Kündigungen 

von Arbeitnehmerseite waren sowohl für tarifgebundene als auch für nicht tarifgebundene 

Betriebe der häufigste Abgangsgrund, der von knapp  jedem zweiten Betrieb, bei dem 2013 

Mitarbeiter den Betreib verlassen haben, genannt wurde (48,1 % der tarifgebundenen bzw. 

49,1 % der nicht tarifgebundenen Betriebe). Daneben nannte ein gutes Viertel (25,5 %) der 

nicht  tarifgebundenen  Betriebe  Kündigungen  seitens  des  Arbeitgebers  als  Grund  für 

Personalabgänge, während  dies  bei  Betrieben mit  Tarifbindung  deutlich  seltener  vorkam 

(17,3 %).  Hier  greifen  möglicherweise  tarifvertraglich  zugesicherte  Arbeitsplatzgarantien. 

Deutlich  häufiger  sind  dagegen  Befristungsende,  Vorruhestand  und  Ruhestand  als  Aus‐

scheidungsgrund  bei  tarifgebundenen  Betrieben. Weniger  groß  sind  die Unterschiede  bei 

den restlichen Gründen.  

Auch in westdeutschen Betrieben waren Kündigungen von Arbeitnehmerseite der häufigste 

Entlassungsgrund  (37,5 %  aller  Betriebe),  jedoch  absolut wesentlich weniger  häufig  als  in 

Baden‐Württemberg. Danach  folgen wie  auch  in  Baden‐Württemberg  Kündigungen  durch 

den Arbeitgeber  (23,1 % der Betriebe) und das Ablaufen eines befristeten Arbeitsvertrages 

(13,9 % der Betriebe).  

6.5 Einstellungen	nach	verschiedenen	Arten	

Neben  den  Entlassungen,  die  im  obigen  Abschnitt  thematisiert wurden,  lohnt  auch  eine 

genauere Untersuchung der von den Betrieben getätigten Einstellungen,  insbesondere eine 

Unterscheidung  nach  verschiedenen  Einstellungsarten. Auch  hier wird  die Differenzierung 

nach  Tarifbindung wieder  im  Fokus  der Analyse  stehen,  um Aussagen  darüber  treffen  zu 

können,  ob  Neueinstellungen,  befristete  Einstellungen  oder  Übernahmen  aus  befristeter 

Beschäftigung  und  Übernahmen  von  Auszubildenden  davon  abhängen,  ob  ein  Betrieb 

tarifvertraglich gebunden ist oder nicht.  
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Tabelle  6.1  zeigt  Neueinstellungen  differenziert  nach  Tarifbindung  auf  Betriebs‐  und 

Beschäftigtenebene. Weil  sowohl  Einstellungen  als  auch  Tarifbindung  sehr  stark  von  der 

Betriebsgröße  abhängen,  wurden  sehr  kleine  und  sehr  große  Betriebe  von  der  Analyse 

ausgeschlossen.  Mit  den  Angaben  der  übrigen  Betriebe  lässt  sich  dann  der  Anteil  der 

Neueinstellungen an allen Einstellungen sowohl  in Betrieben, die neue Mitarbeiter einstell‐

ten, als auch in allen Betrieben berechnen. Die Hochrechnungen zeigen außerdem, wie viele 

der baden‐württembergischen Betriebe Neueinstellungen vornahmen.  

Tabelle	6.1:		 Neueinstellungen	nach	Tarifbindung	auf	Betriebs‐und	
Beschäftigtenebene	in	Baden‐Württemberg		

                 

   keine Tarifbindung  Tarifbindung 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Keine Neueinstellungen  61.2%  40.9%   2,455   60.7%  35.7%   2,835  

Neueinstellungen  38.9%  59.1%   2,827   39.3%  64.3%   4,111  

Nur wenn eingestellt:                   

Anteil der Neueinstellungen  22.6%  15.1%   2,811   15.9%  9.4%   4,087  

Alle Betriebe:                   

Anteil der Einstellungen  8.7%  8.9%   5,262   6.2%  6.1%   6,921  
 
Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe ohne Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen.  

Im  Ergebnis  lässt  sich  festhalten,  dass  der Unterschied  zwischen  Betrieben mit  und  ohne 

Tarifbindung  nur  gering  ist.  Bei  den  Betrieben  ohne  Tarifbindung  nahmen  38,9 %  aller 

Betriebe Neueinstellungen vor, bei den Betrieben mit Tarifbindung waren es mit 39,3 % nur 

unwesentlich mehr.  

Dieser Wert der baden‐württembergischen Betriebe liegt deutlich über dem Wert für West‐

deutschland, wo nur 30 % aller Betriebe  im ersten Halbjahr eines  Jahres Neueinstellungen 

vornahmen.  

Auch der Anteil der Beschäftigten  in Betrieben mit Neueinstellungen  ist mit 59,1 %  (keine 

Tarifbindung) und 64,3 % ähnlich. Bei nicht tarifgebundenen Betrieben, die neue Mitarbeiter 

einstellten, belief sich der Anteil der Neueinstellungen an allen Beschäftigten auf 22,6 %, bei 

tarifgebundenen  Betrieben  war  dieser  Anteil  mit  15,9 %  ein  niedriger.  Der  Anteil  der 

Einstellungen  an  allen Beschäftigten  in  allen Betrieben wiederum war mit  8,7 %  für  nicht 

tarifgebundene Betriebe und 6,2 % für tarifgebundene Betriebe erneut ähnlich hoch.  

Im Gegensatz zur obigen Tabelle werden  in Tabelle 6.2 ausschließlich befristete Einstellun‐

gen betrachtet und ihr Anteil sowohl an der gesamten Arbeitnehmerschaft als auch an allen 

Einstellungen des  Jahres berechnet.  Erneut werden  sehr  kleine und  sehr  große Betrieben 

ausgeschlossen, um die Berechnungen nicht zu verzerren.  
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Tabelle	6.2:		 Befristete	Einstellungen	nach	Tarifbindung	auf	Betriebs‐und	
Beschäftigtenebene	in	Baden‐Württemberg		

                    

   keine Tarifbindung  Tarifbindung 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Befristete Einstellungen  27.4%  47.6%  1,234  40.5%  61.2%  2,210 

keine befristeten Einstellungen  72.6%  52.4%  1,414  59.5%  38.8%  1,524 

Nur wenn befristet eingestellt:                   
Anteil befristeter  
Einstellungen an ges. AN  18.0%  10.5%  1211  11.6%  6.6%  2178 

Anteil befristeter  
Einstellungen an ges.                   

Einstellungen  22.0%  34.9%  2620  33.4%  45.2%  3700 
 
Quelle:  IAB‐Betriebspanel  Baden‐Württemberg,  Wellen  2000‐2013,  IAW‐Berechnungen.  Anmerkung:  Die 
Anteile  ergeben  sich durch Verwendung  von Hochrechnungsfaktoren und  sind  repräsentativ. Betriebe ohne 
Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen. Grundgesamtheit sind alle Betriebe, die  im ersten 
Halbjahr Mitarbeiter eingestellt haben. 

Befristete  Einstellungen werden  deutlich  häufiger  von  Betrieben mit  Tarifbindung  vorge‐

nommen.  40,5 %  aller  tarifgebundenen  Betriebe  stellte  Mitarbeiter  mit  befristeten  Ver‐

trägen ein, während dies bei den nicht tarifgebundenen Betrieben nur 27,4 % aller Betriebe 

taten.  Wenn  Betriebe  befristete  Einstellungen  vornahmen,  betrug  der  Anteil  befristeter 

Einstellungen an allen Arbeitnehmern des Betriebs 18 % bei Betrieben ohne und 11,6 % bei 

Betrieben mit Tarifbindung.  In Betrieben ohne Tarifbindung war mehr als  jede  fünfte Neu‐

einstellung eine befristete, bei  tarifgebundenen Betrieben war dies sogar bei  jeder dritten 

der Fall. Es zeigt sich also, dass der Anteil der befristeten Einstellungen an allen Neueinstel‐

lungen größer  ist als der Anteil der befristeten Einstellungen an allen Arbeitnehmern. Dies 

könnte den Schluss nahelegen, dass befristete Einstellungen als eine Art verlängerte Probe‐

zeit  genutzt werden  und  gegebenenfalls  erst  später  in  ein  unbefristetes Arbeitsverhältnis 

umgewandelt werden.  In Westdeutschland  stellten  im  ersten  Halbjahr  eines  Jahres  32 % 

aller Betriebe Beschäftigte mit einem befristeten Arbeitsverhältnis ein. 

Als nächstes sollen in Tabelle 6.3 die Übernahmen aus einem befristeten Arbeitsverhältnis in 

ein unbefristetes betrachtet werden. Nicht gemeint  ist hierbei die Übernahme von erfolg‐

reichen Auszubildenden, dies  folgt  im nächsten Abschnitt. Ähnlich wie bei den befristeten 

Einstellungen wird  für  Übernahmen  aus  einem  befristeten  Arbeitsverhältnis  ebenfalls  ihr 

Anteil  an  allen  Einstellungen  untersucht.  Auch  hier  wurden  sehr  kleine  und  sehr  große 

Betriebe ausgeschlossen.  

	 	



Tobias Brändle  IAW Kurzbericht 4/2014   43 
 

 

Tabelle	6.3:		 Übernahmen	aus	befristeten	Arbeitsverhältnissen	auf	Betriebs‐	
und	Beschäftigtenebene	in	Baden‐Württemberg		

                    

   keine Tarifbindung  Tarifbindung 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Übernahme  45.2%  60.8%  590  49.2%  60.0%  1,024 

keine Übernahme  54.8%  39.2%  395  50.8%  40.0%  753 

Anteil der Übernahmen an                   

allen Einstellungen  8.3%  20.2%  2237  12.6%  26.0%  3085 
 
Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe ohne Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen. Grundgesamtheit sind alle Betriebe, 
die im ersten Halbjahr befristete Beschäftigte eingestellt haben. 

Fast  jeder  zweite Betrieb mit  Tarifbindung übernimmt Beschäftigte  aus  einem befristeten 

Arbeitsverhältnis  (49,2 %),  bei  den  Betrieben  ohne  Tarifbindung waren  es mit  45,2 %  nur 

etwas weniger. Der Anteil der Beschäftigten in diesen Betrieben ist mit 60,0 % (Tarifbindung) 

und 60,8 % (keine Tarifbindung) für beide Gruppen sehr ähnlich. Bei Betrieben mit Tarifbin‐

dung machen Übernahmen aus befristeten Arbeitsverhältnissen 12,6 % an allen Einstellun‐

gen aus, bei Betrieben ohne Tarifbindung  sind es 8,3 %. Damit  zeigt  sich, dass  tarifgebun‐

dene  Betriebe  zwar  deutlich  häufiger  befristet  einstellen,  diese  Arbeitnehmer  aber  auch 

häufiger übernehmen als nicht tarifgebundene Betriebe. Im Gegensatz zu den oben genann‐

ten  Zahlen  für  Baden‐Württemberg  übernahmen  nur  6 %  aller  westdeutschen  Betriebe 

Beschäftigte aus einem befristeten Arbeitsverhältnis in ein unbefristetes. 

Als  vierte  Einstellungsart  soll  in  Tabelle  6.4  die Übernahme  von  Auszubildenden  genauer 

betrachtet werden. Berechnet wird der Anteil der übernommenen Auszubildenden an allen 

Auszubildenden mit  erfolgreichem  Ausbildungsabschluss  im  Betrieb  sowie  der  Anteil  der 

übernommenen Auszubildenden an allen Einstellungen, sowohl für alle Betriebe als auch nur 

für den Fall, dass ein Betrieb erfolgreiche Ausbildungsabsolventen hatte. Generell ist festzu‐

halten,  dass  die  Übernahmequote  erfolgreicher  Absolventen mit  Betriebsgröße  zunimmt, 

während der Anteil der erfolgreichen Absolventen mit der Betriebsgröße abnimmt.  
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Tabelle	6.4:		 Übernahme	von	Auszubildenden	auf	Betriebs‐	und	
Beschäftigtenebene	in	Baden‐Württemberg	2013	

                    

   keine Tarifbindung  Tarifbindung 

   Betriebe  Beschäftigte  Beob.  Betriebe  Beschäftigte  Beob. 

Anteil übernommener Azubis                   

an allen Azubis  65.8%  74.4%  1588  60.7%  69.6%  3180 

Anteil übernommener Azubis                   

an allen Einstellungen  14.5%  27.7%  2124  21.8%  48.0%  3554 

Übernahme aller erfolgreichen                    

Azubis  57.4%  61.6%  750  50.4%  52.6%  1,171 
 
Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2000‐2013, IAW‐Berechnungen. 
Anmerkung: Die Anteile ergeben sich durch Verwendung von Hochrechnungsfaktoren und sind repräsentativ. 
Betriebe ohne Angaben zu den relevanten Variablen sind ausgeschlossen. Grundgesamtheit sind alle Betriebe, 
die mindestens einen erfolgreichen Abschluss eines/einer Auszubildenden angeben. 

Der Anteil der übernommenen Auszubildenden an allen Auszubildenden eines Betriebs war 

bei Betrieben ohne Tarifbindung mit 65,8 %  im Jahr 2013  leicht höher als bei Betrieben mit 

Tarifbindung,  wo  dieser  Anteil  60,7 %  betrug.  Dagegen  ist  der  Anteil  der  übernommen 

Auszubildenden an allen Einstellungen mit 21,8 % bei tarifgebundenen Betrieben gegenüber 

14,5 % bei nicht tarifgebundenen Betrieben deutlich höher. Dies zeigt, dass tarifgebundene 

Betriebe weniger externe Arbeitnehmer einstellen, aber nicht weniger Azubis übernehmen.  

Dabei spielen  tarifliche Vereinbarungen, welche  regeln, dass Betriebe alle Azubis überneh‐

men  sollen,  oder  ihnen  zumindest  ein Angebot machen,  jedoch  eine  geringere  Rolle. Die 

Hälfte  aller  tarifgebundenen  Betrieben  gab  an,  alle  erfolgreichen  Azubis  übernehmen  zu 

wollen (50,4 %); bei den nicht tarifgebundenen Betrieben waren es aber mehr (57,4 %). 

Im  Ergebnis  lässt  sich  feststellen,  dass  tarifgebundene  und  nicht  tarifgebundene  Betriebe 

sich im Einstellungsverhalten durchaus unterscheiden. Inwieweit diese Unterschiede jedoch 

durch weitere Faktoren wie Betriebsgröße, wirtschaftlicher Sektor oder dergleichen determi‐

niert  ist, bleibt einer vertieften Untersuchung überlassen, die hier  jedoch den Rahmen der 

Untersuchung sprengen würde. 
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7 Schluss	

In diesem Bericht wird versucht, einen möglichst umfassenden Überblick über die Themen 

Tarifbindung, außertarifliche Bezahlung und Mitarbeiterbeteiligung  in Baden‐Württemberg 

zu geben. Dabei spielt  insbesondere der Zusammenhang zwischen (sinkender) Tarifbindung 

und (stagnierender) Mitarbeiterbeteiligung eine Rolle. Ein weiterer Fokus der Arbeit liegt auf 

der Beschäftigungsentwicklung von baden‐württembergischen Betrieben,  insbesondere auf 

der  Frage,  ob  es  hier Unterschiede  zwischen  tarifgebundenen  und  nicht  tarifgebundenen 

Betrieben sowie zwischen Betrieben mit und ohne Mitarbeiterbeteiligung gibt.  

Folgende  Erkenntnisse  lassen  sich  aus  dem  Bericht  zusammenfassen.  Die  gesetzliche 

Ausgestaltung des deutschen Systems der industriellen Beziehungen ist nicht starr, sondern 

verändert sich  im Zeitablauf. Dies zeigen beispielsweise aktuelle Diskussionen um die Frage 

der  Tarifeinheit. Man  kann  aber  sagen,  dass  sich  der  gesetzliche  Rahmen  den  aktuellen 

Bedürfnissen der Tarifvertragspartner anpasst. Dies  ist auch auf den stetigen Rückgang der 

Tarifbindung zurückzuführen. Beim Thema Mitarbeiterbeteiligung scheint sich die Literatur 

dagegen  wenig  weiterzuentwickeln.  Trotz  offensichtlicher  Vorteile  und  dem  politischen 

Willen  zum  weiteren  Ausbau,  ist  bisher  ungeklärt,  warum  es  zu  einer  Stagnation  der 

Entwicklung der Mitarbeiterbeteiligung gekommen ist.  

Die Tarifbindung  in Baden‐Württemberg geht  immer mehr zurück. Dies betrifft sowohl den 

Anteil der Betriebe als auch den Anteil der Beschäftigten. Vor allem der Anteil der Betriebe, 

die  über  Tarif  bezahlen,  und  der Anteil  der Beschäftigten,  die  über  Tarif  bezahlt werden, 

gehen zurück. Dagegen steigt der Anteil der Betriebe und Beschäftigten, die sich an einem 

Tarifvertrag  orientieren  bzw.  die  an  einen  Tarifvertrag  orientiert  bezahlt werden.  Im  Jahr 

2013  waren  in  Baden‐Württemberg  28 %  der  Betriebe  und  57 %  der  Beschäftigten 

tarifgebunden. Insbesondere trifft dies für große Betriebe sowie für den öffentlichen Dienst 

zu.  Der  Dienstleistungssektor  weist  eine  etwas  geringere  Tarifbindung  auf  als  das 

Verarbeitende Gewerbe oder der Bausektor. Zwischen 2000 und 2013 haben netto 15 % der 

baden‐württembergischen Betriebe mit 11 % der Beschäftigten die Tarifbindung verlassen. 

Dies  betrifft  37 %  (18 %)  der  ursprünglich  tarifgebundenen  Betriebe  (Beschäftigten).  Das 

duale  System  der  industriellen  Beziehungen  in Deutschland  (Tarifbindung  und  gleichzeitig 

Betriebsrat) gilt nur mehr für 5 % der baden‐württembergischen Betriebe, in denen 36 % der 

Beschäftigten  arbeiten.  Immerhin  haben  noch  zusätzlich  2 %  der  Betriebe mit  18 %  der 

Beschäftigten einen Betriebsrat, ohne jedoch tarifgebunden zu sein. 

Etwa ein  Fünftel der  tarifgebundenen Betriebe mit etwa der Hälfte  aller  tarifgebundenen 

Beschäftigten  zahlt  auch  oberhalb  der  tariflichen  Regelungen.  Im  Schnitt  bezahlen  diese 

Betriebe nur 8,5 %  ihrer Beschäftigten außertariflich. Große Betriebe zahlen häufiger, dafür 

aber  für  weniger  Beschäftigte  außer  Tarif.  Am  wenigsten  verbreitet  ist  außertarifliche 

Bezahlung im öffentlichen Dienst, am meisten in den unternehmensnahen Dienstleistungen. 

Betriebsgröße  und  Branche  sind  die  Haupteinflussfaktoren  zur  Erklärung,  ob  ein  Betrieb 

außer  Tarif  zahlt und wie oft. Daneben  spielen  Eigentum und Rechtsform  sowie  teilweise 

weitere betriebliche Eigenschaften eine Rolle.  
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Das Ausmaß der Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung  in Baden‐Württemberg stagniert und  liegt 

im Jahr 2013 bei 8 % bzw. unter 1 % der Betriebe und 14 % bzw. 2 % der Beschäftigten.  Im 

Schnitt wird etwa die Hälfte der Mitarbeiter (in Betrieben mit Beteiligungen) erfolgsabhängig 

entlohnt.  Insbesondere große Betriebe sowie Betriebe  im Verarbeitenden Gewerbe und  in 

den  unternehmensnahen  Dienstleistungen  machen  von  diesem  Mittel  Gebrauch,  im 

Öffentlichen  Dienst  ist  es  dagegen  nicht  vorgesehen.  Es  gibt  keine  Hinweise  auf  einen 

kausalen  Zusammenhang  zwischen  Mitarbeiterbeteiligung  und  dem  Verlassen  der 

Tarifbindung. Betriebe, die den Tarifvertrag verließen,  zahlten  schon davor weniger häufig 

und weniger Beschäftigten erfolgsabhängige Entgelte.  

Die Beschäftigungsentwicklung unterscheidet  sich kaum  zwischen Betrieben mit und ohne 

Erfolgsbeteiligung. Tarifgebundene Betriebe haben  in der Regel niedrigere Beschäftigungs‐

wachstums‐,  ‐umschlags‐  und  Einstellungsraten. Dies wird  jedoch  zu  einem  großen Anteil 

durch  ihre  im Schnitt größere Betriebsgröße verursacht. Tarifgebundene Betriebe entlassen 

weniger häufig Beschäftigte. Dafür verlassen Beschäftigte tarifgebundene Betriebe häufiger 

aufgrund  eines  Befristungsendes,  oder  wegen  Vorruhestandsregelungen.  Tarifgebundene 

Betriebe  stellen  zwar  etwa  gleich  häufig  neue Mitarbeiter  ein,  dafür  aber  relativ  zu  ihrer 

Betriebsgröße weniger. Dafür stellen sie häufiger befristet ein, übernehmen aber auch einen 

größeren  Anteil  der  befristeten Mitarbeiter.  Tarifgebundene  Betriebe  übernehmen  nicht 

häufiger Auszubildende  als nicht  tarifgebundene Betriebe.  Sie übernehmen  sogar weniger 

häufig  alle  ihre  Auszubildenden.  Dafür  machen  übernommene  Auszubildende  einen 

größeren Teil ihrer Einstellungen aus. 

Im Ausblick bleibt anzumerken, dass die hier vorgestellten Ergebnisse in ihrer Gesamtheit für 

Baden‐Württemberg repräsentative Ergebnisse liefern. Einige vertiefte Analysen sind jedoch 

aufgrund eingeschränkter Fallzahlen nicht möglich gewesen. Dies betrifft beispielsweise die 

Unterscheidung zwischen Gewinn‐ und Kapitalbeteiligung oder zwischen Flächen‐ und Haus‐ 

oder  Firmentarifverträgen.  Erkenntnisse  über  diese  Themen  bleiben  Analysen  mit 

Gesamtdeutschen  Daten  vorbehalten.  Einige  dieser  deskriptiven  Analysen  leiden  in  ihrer 

Aussagekraft  darunter,  dass  tarifgebundene  Betriebe  und  auch  Betriebe mit Mitarbeiter‐

beteiligung  häufiger  große  Betriebe  sind.  Dies  gilt  es  zu  beachten,  wenn man  Ursache‐

Wirkungszusammenhänge  zu  diesem  Themengebiet  durchführen möchte.  Daher  sind  die 

hier  vorliegenden  Analysen  zur  Kontrolle  auch  nur  mit  mittelgroßen  Betrieben  (20‐500 

Mitarbeitern) durchgeführt wurden.  
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Anhang	

A.1	Zur	Datenbasis	–	Das	IAB‐Betriebspanel	Baden‐Württemberg	

Mit dem IAB‐Betriebspanel existiert seit 1993 für West‐ und seit 1996 für Ostdeutschland ein 

Paneldatensatz, der auf der Grundlage von aktuell 16.000 auswertbaren Betriebsinterviews 

eine  umfassende  und  fundierte  Analyse  verschiedenster  Aspekte  der  Arbeitsnachfrage 

einzelner  Betriebe  erlaubt.  Seit  dem  Jahr  2000 wurde  die  Zahl  der  von  der  TNS  Infratest 

Sozialforschung zum Thema „Beschäftigungstrends“ befragten Betriebe  in Baden‐Württem‐

berg vorwiegend aus Mitteln des baden‐württembergischen Finanz‐ und Wirtschaftsministe‐

riums  auf  knapp  1.200  Betriebe  aufgestockt,  so  dass  seither  auch  repräsentative  landes‐

spezifische Strukturanalysen möglich sind.  

Ziel  dieses  erweiterten  Panels  ist  es  nach  Strukturmerkmalen,  wie  beispielsweise  Wirt‐

schaftszweige  und  Betriebsgrößenklassen,  differenzierte  Informationen  und  Erkennt‐nisse 

über das wirtschaftliche Handeln sowie das Beschäftigungsverhalten der Betriebe in Baden‐

Württemberg  zu  gewinnen  um  damit  den  wirtschafts‐  und  beschäftigungspolitischen 

Akteuren  im Land eine empirisch  fundierte Basis  für problemadäquates Handeln bieten zu 

können. 

Grundgesamtheit  des  IAB‐Betriebspanels  sind  sämtliche  Betriebe,  die  mindestens  einen 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten haben. Während andere betriebsbezogene Daten 

Grundlagen  sich häufig  auf  ausgewählte Branchen  (z.B. das  verarbeitende Gewerbe) oder 

aber Betriebe einer bestimmten Größe  (Mitarbeiterzahl) beschränken müssen,  ist das  IAB‐

Betriebspanel  wesentlich  breiter  angelegt  und  ermöglicht  mit  nur  geringen  Ausnahmen 

Aussagen über die Gesamtheit aller Betriebe.24 Die geschichtete Stichprobe basiert auf der 

Betriebsdatei  der  Bundesagentur  für  Arbeit. Da  es  sich  dabei  um  eine  vollständige Datei 

sämtlicher  Betriebe mit  sozialversicherungspflichtigen  Beschäftigten  handelt,  stellt  sie  die 

beste Grundlage  für  eine  Stichprobenziehung  von  Betriebs‐befragungen  dar. Die  Zahl  der 

auswertbaren  Interviews  und  vor  allem  die  Zahl  der wiederholt  befragten  Betriebe  sind 

deutlich höher als in zahlreichen vergleichbaren Studien. 

Hinweis: Aufgrund eine überarbeitete Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ) der  im Jahr 

2008 ergeben sich gliederungsstrukturelle als auch methodische Änderungen in der Auswahl 

der im Rahmen des IAB‐Betriebspanels befragten Betriebe. Die Umstellung von der WZ 2003 

(mit  17  Branchengruppen)  auf  die  WZ  2008  (mit  18  Branchengruppen)  erfolgte  in  der 

Erhebungswelle 2009. Dies hat zur Konsequenz, dass Branchenvergleiche über die Zeit (2009 

vs. Vorperiode) nur eingeschränkt möglich sind. 

Für weitere Informationen bezüglich des IAB Betriebspanels verweisen wir auf Ellguth et al. 

(2014) und Fischer et al. (2009).  

                                                       

24  Lediglich Betriebe  ohne  sozialversicherungspflichtig  Beschäftigte  sowie  private Haushalte mit weniger  als 
fünf sozialversicherungspflichtig Beschäftigten werden im IAB‐Betriebspanel nicht erfasst. 
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A.2		 Tabellenanhang	

Tabelle	A2.1:		 Verwendete	Variablen	in	den	multivariaten	Analysen	von	Kapitel	
4	

  

Variable  Anzahl der Beob.  Mittelwert Standardabweichung  Min  Max 

Beschäftigtengrößenklassen (Basiskategorie: 1‐19 Beschäftigte) 

 20‐99 Beschäftigte   1100  0.26  0.44  0  1 

 100‐249 Beschäftigte   1100  0.19  0.40  0  1 

 250‐499 Beschäftigte   1100  0.12  0.33  0  1 

500 u. mehr Beschäftigte   1100  0.16  0.37  0  1 

Gliederung der Branchen (Basiskategorie: Schlüsselbranchen) 

Land‐/Forstwirtschaft, Bergbau, Energie   1100  0.04  0.21  0  1 

 Sonst. Verarbeitendes Gewerbe   1100  0.16  0.37  0  1 

 Baugewerbe   1100  0.09  0.28  0  1 

 Handel und Reparatur von Kfz   1100  0.13  0.33  0  1 

 Wirtschaftliche/wissenschaftliche DL   1100  0.07  0.25  0  1 

 Gesundheits‐ und Sozialwesen   1100  0.11  0.31  0  1 

 Sonstige DL   1100  0.17  0.37  0  1 

 Öffentlicher Dienst u.a.   1100  0.10  0.31  0  1 

Jahr 2013  1100  0.44  0.50  0  1 

Betriebsalter (Basiskategorie: vor 1990 gegründet) 

Betrieb nach 1990 gegründet  1100  0.22  0.42  0  1 

Betriebsalter für Betriebe ab 1990  1100  2.06  4.67  0  24 

Eigentumsverhältnis des Betriebs (Basiskategorie: deutsch) 

Ausländisches Eigentum  1100  0.08  0.28  0  1 

Öffentliches Eigentum  1100  0.16  0.37  0  1 

Kein Mehrheitseigentümer/Nicht bekannt  1100  0.04  0.20  0  1 

Rechtsform (Basiskategorie: Einzelunternehmen/Personengesellschaft 

GmbH / KG / AG  1100  0.58  0.49  0  1 

KDöR / Sonstige Rechtsform  1100  0.25  0.43  0  1 

Betrieb ist eigenständig Unternehmen  1100  0.54  0.50  0  1 

Urbanisationsgrad (Basiskategorie: Ländlicher Raum (<20.000)) 

Mittelzentrum (20.000‐100.000)  1100  0.19  0.39  0  1 

Großstadt (100.000‐500.00)  1100  0.34  0.47  0  1 

Stuttgart (> 500.000)  1100  0.34  0.48  0  1 

Betrieb ist Mitglied der Handwerkskammer  1100  0.24  0.43  0  1 

Betriebsrat  1100  0.59  0.49  0  1 

Betrieb zahl Übertarif  1100  0.50  0.50  0  1 

Investitionen getätigt   1100  0.78  0.42  0  1 

Anteil Auszubildender  1100  0.05  0.07  0  0.89 

Anteil Leiharbeiter  1100  0.01  0.04  0  0.49 

Anteil befristet Beschäftigter  1100  0.06  0.12  0.0  0.84 

Anteil qualifizierter Beschäftigter  1100  0.65  0.27  0.0  1.00 

Anteil Teilzeitbeschäftigter  1100  0.23  0.23  0.0  1.00 

Exportanteil  619  0.15  0.25  0.0  1.00 

Anteil der Arbeitskosten am Umsatz  619  0.27  0.18  0.01  1.00 

Durchschn. Lohn pro Besch. (log)  619  7.65  0.55  5.63  8.71 

  

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Welle 2013, IAW‐Berechnungen. 
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Tabelle	A2.2:		 Determinanten	außertariflicher	Entlohnung,	nicht‐lineare	Modelle	
                          

   (1)  (2)  (3)  (4)  (5)  (6)  (7)  (8) 

Modell  Probit  Fractional Logit 

Variable  Dum‐  betriebl.  betriebl.  Weitere  Dum‐  betriebl.  betriebl.  Weitere 

   mies  Eigen.  Struktur  Faktoren mies  Eigens.  Struktur  Faktoren

 20‐99 Beschäftigte   0.72***  0.47***  0.31*  0.41*  ‐1.11*** ‐0.90***  ‐0.79*** ‐0.34 
   (0.13)  (0.14)  (0.14)  (0.18)  (0.21)  (0.22)  (0.19)  (0.25) 
   0,22  0,14  0,09  0,12  ‐0,15  ‐0,12  ‐0,10  ‐0,04 
 100‐249 Beschäftigte   1.46***  1.16***  0.83***  1.05***  ‐1.64*** ‐1.46***  ‐1.40*** ‐0.97***
   (0.15)  (0.16)  (0.17)  (0.23)  (0.19)  (0.22)  (0.21)  (0.23) 
   0,46  0,36  0,24  0,31  ‐0,19  ‐0,16  ‐0,15  ‐0,10 
 250‐499 Beschäftigte   1.89***  1.61***  1.25***  1.25***  ‐1.68*** ‐1.56***  ‐1.50*** ‐1.16***
   (0.18)  (0.20)  (0.22)  (0.29)  (0.20)  (0.23)  (0.25)  (0.31) 
   0,58  0,48  0,35  0,36  ‐0,20  ‐0,17  ‐0,16  ‐0,11 
500 u. mehr Beschäftigte   1.99***  1.69***  1.27***  1.53***  ‐1.59*** ‐1.51***  ‐1.47*** ‐1.20***
   (0.17)  (0.19)  (0.21)  (0.34)  (0.20)  (0.23)  (0.23)  (0.29) 
   0,60  0,50  0,36  0,43  ‐0,19  ‐0,17  ‐0,15  ‐0,11 
Gliederung der Branchen (Basiskategorie: Schlüsselbranchen) 
Land‐/Forstwirtschaft, Bergbau, Energie   ‐0.84*** ‐0.74**  ‐0.74**  ‐0.97**  ‐0.42  ‐0.17  ‐0.03  ‐0.18 
   (0.24)  (0.24)  (0.26)  (0.32)  (0.29)  (0.28)  (0.29)  (0.42) 
   ‐0,24  ‐0,21  ‐0,20  ‐0,23  ‐0,03  ‐0,01  0,00  ‐0,01 
 Sonst. Verarbeitendes Gewerbe   ‐0.46**  ‐0.39*  ‐0.33+  ‐0.21  0.08  0.07  0.06  ‐0.09 
   (0.18)  (0.19)  (0.20)  (0.24)  (0.13)  (0.13)  (0.13)  (0.15) 
   ‐0,13  ‐0,11  ‐0,09  ‐0,05  0,01  0,01  0,00  ‐0,01 
 Baugewerbe   ‐0.83*** ‐0.66**  ‐0.58*  ‐0.45  ‐0.10  ‐0.11  0.04  ‐0.36+ 
   (0.20)  (0.21)  (0.23)  (0.27)  (0.21)  (0.23)  (0.24)  (0.21) 
   ‐0,24  ‐0,18  ‐0,15  ‐0,10  ‐0,01  ‐0,01  0,00  ‐0,03 
 Handel und Reparatur von Kfz   ‐0.44*  ‐0.45*  ‐0.29  ‐0.25  0.06  0.06  0.14  ‐0.43* 
   (0.19)  (0.19)  (0.21)  (0.28)  (0.20)  (0.20)  (0.23)  (0.18) 
   ‐0,12  ‐0,12  ‐0,08  ‐0,06  0,01  0,00  0,01  ‐0,03 
 Wirtschaftliche/wissenschaftliche DL   ‐0.94*** ‐0.87*** ‐0.50*  ‐0.02  0.27  0.41  0.60*  0.65* 
   (0.22)  (0.22)  (0.23)  (0.33)  (0.33)  (0.30)  (0.27)  (0.26) 
   ‐0,27  ‐0,25  ‐0,13  0,00  0,02  0,04  0,05  0,07 
 Gesundheits‐ und Sozialwesen   ‐1.15*** ‐0.74*** ‐0.28  0.06  ‐0.92*** ‐0.62*  ‐0.19  ‐0.34 
   (0.19)  (0.22)  (0.24)  (0.34)  (0.26)  (0.24)  (0.27)  (0.34) 
   ‐0,34  ‐0,21  ‐0,07  0,01  ‐0,05  ‐0,04  ‐0,01  ‐0,02 
 Sonstige DL   ‐0.79*** ‐0.59**  ‐0.41*  ‐0.43  ‐0.25+  0.03  0.20  ‐0.00 
   (0.18)  (0.19)  (0.20)  (0.27)  (0.15)  (0.17)  (0.18)  (0.21) 
   ‐0,23  ‐0,16  ‐0,11  ‐0,10  ‐0,02  0,00  0,02  0,00 
 Öffentlicher Dienst u.a.   ‐2.44*** ‐1.93*** ‐1.59***    ‐0.73*  ‐0.02  0.35    
   (0.25)  (0.29)  (0.30)     (0.33)  (0.36)  (0.39)    
   ‐0,64  ‐0,51  ‐0,40     ‐0,05  0,00  0,03    
Jahr 2013  0.04  0.03  0.13  0.00  0.21+  0.24*  0.32**  0.14 
   (0.09)  (0.10)  (0.10)  (0.14)  (0.11)  (0.12)  (0.12)  (0.11) 
   0,01  0,01  0,03  0,00  0,02  0,02  0,02  0,01 
 

Betriebsalter (Basiskategorie: vor 1990 
gegründet) 
Betrieb nach 1990 gegründet     0.10  0.18  0.63*     0.19  0.31  ‐0.00 
      (0.19)  (0.20)  (0.27)     (0.34)  (0.35)  (0.27) 
      0,02  0,04  0,14     0,01  0,02  0,00 
Betriebsalter für Betriebe ab 1990     ‐0.01  ‐0.01  ‐0.04*     ‐0.01  ‐0.02  0.03 
      (0.02)  (0.02)  (0.02)     (0.03)  (0.03)  (0.02) 
      0,00  0,00  ‐0,01     0,00  0,00  0,00 
Eigentumsverhältnis des Betriebs 
(Basiskategorie: deutsch) 
Ausländisches Eigentum     0.16  0.19  0.07     0.54***  0.55***  0.55*** 
      (0.21)  (0.21)  (0.26)     (0.14)  (0.13)  (0.14) 
      0,04  0,05  0,02     0,04  0,04  0,04 
Öffentliches Eigentum     ‐0.09  ‐0.11  0.04     ‐0.65***  ‐0.56**  ‐0.77* 
      (0.16)  (0.16)  (0.34)     (0.18)  (0.18)  (0.32) 
      ‐0,02  ‐0,03  0,01     ‐0,05  ‐0,04  ‐0,06 
Kein Mehrheitseigentümer/Nicht 
bekannt     ‐0.25  ‐0.21  ‐0.33     ‐0.71**  ‐0.63*  ‐1.05+ 
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      (0.23)  (0.23)  (0.40)     (0.25)  (0.25)  (0.57) 
      ‐0,06  ‐0,05  ‐0,07     ‐0,05  ‐0,05  ‐0,08 
Rechtsform (Basiskategorie: 
Einzelunternehmen/Personengesellscha
ft 
GmbH / KG / AG     0.58*** 0.42**  0.48*     ‐0.31  ‐0.38  ‐0.90***

      (0.15)  (0.16)  (0.20)     (0.24)  (0.24)  (0.20) 
      0,15  0,10  0,11     ‐0,02  ‐0,03  ‐0,07 
KDöR / Sonstige Rechtsform     ‐0.02  ‐0.14  0.25     ‐0.50+  ‐0.58*  ‐0.78* 
      (0.21)  (0.23)  (0.37)     (0.27)  (0.26)  (0.31) 
      0,00  ‐0,03  0,06     ‐0,04  ‐0,04  ‐0,06 
Betrieb ist ein eigenständiges 
Unternehmen     ‐0.19+  ‐0.06  ‐0.01     ‐0.19  ‐0.17  ‐0.20+ 
      (0.10)  (0.11)  (0.16)     (0.12)  (0.12)  (0.12) 
      ‐0,05  ‐0,02  0,00     ‐0,01  ‐0,01  ‐0,02 
Urbanisationsgrad (Basiskategorie: 
Ländlicher Raum (<20.000)) 
Mittelzentrum (20.000‐100.000)     0.38*  0.35*  0.44+     0.24  0.20  0.20 
      (0.17)  (0.17)  (0.23)     (0.21)  (0.21)  (0.19) 
      0,10  0,08  0,10     0,02  0,02  0,20 
Großstadt (100.000‐500.00)     0.28+  0.23  0.21     0.05  0.01  0.19 
      (0.16)  (0.16)  (0.21)     (0.18)  (0.18)  (0.18) 
      0,07  0,05  0,05     0,00  0 .00  0,01 
Stuttgart (> 500.000)     0.31*  0.20  0.03     0.14  0.07  0.31+ 
      (0.15)  (0.16)  (0.21)     (0.20)  (0.19)  (0.17) 
      0,08  0,05  0,01     0,01  0 .00  0,02 
Betrieb ist Mitglied der 
Handwerkskammer     ‐0.20+  ‐0.19  ‐0.19     0.17  0,16  0.11 
      (0.12)  (0.13)  (0.16)     (0.15)  (0.14)  (0.14) 
      ‐0,05  ‐0,05  ‐0,04     0,01  0,01  0,01 

Anteil Auszubildender        ‐0.69  0.09        ‐0.70  ‐1.24 
         (0.69)  (0.88)        (1.08)  (0.93) 
         ‐0,02  0,02        ‐0,05  ‐0,10 
Betriebsrat        0.63***  0.71***        0.02  ‐0.31 
         (0.14)  (0.18)        (0.22)  (0.21) 
         0,15  0,16        0,00  ‐0,02 
Betrieb zahlt Übertarif        0.38***  0.24+        0.38**  0.21 
         (0.11)  (0.14)        (0.12)  (0.13) 
         0,09  0,05        0,03  0,02 
Investitionen getätigt         0.21+  ‐0.15        0.36*  0.66*** 
         (0.12)  (0.17)        (0.17)  (0.16) 
         0,05  ‐0,03        0,03  0,05 
Anteil Leiharbeiter        ‐0.22  0.83        0.20  0.99 
         (1.11)  (1.35)        (1.39)  (1.50) 
         ‐0,05  0,18        0 .01  0,08 
Anteil qualifizierter Beschäftigter        0.20  ‐0.08        ‐0.14  0.23 
         (0.20)  (0.28)        (0.27)  (0.31) 
         0,05  ‐0,02        ‐0,01  0,02 
Anteil befristet Beschäftigter        ‐0.24  ‐0.44        ‐2.80**  ‐2.61* 
         (0.44)  (0.73)        (0.93)  (1.05) 
         ‐0,06  ‐0,10        ‐0,21  ‐0,20 
Anteil Teilzeitbeschäftigter        ‐0.80**  ‐0.49        ‐0.40  0.58 
         (0.25)  (0.42)        (0.37)  (0.42) 
         ‐0,19  ‐0,11        ‐0,03  0,58 

Exportanteil           0.15           ‐0.00 
            (0.34)           (0.22) 
            0,03           0,00 
Anteil der Arbeitskosten am Umsatz           ‐1.12**           ‐0.56 
            (0.42)           (0.47) 
            ‐0,25           ‐0,04 
Durchschnittlicher Lohn pro 
Beschäftigtem (log)           0.12           0.47* 
            (0.19)           (0.21) 
            0,03           0 .04 
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Konstante  ‐0.26  ‐0.63*  ‐1.17*** ‐1.63  ‐1.06*** ‐1.09***  ‐1.50*** ‐5.11***
   (0.18)  (0.25)  (0.30)  (1.43)  (0.18)  (0.31)  (0.42)  (1.51) 

Anzahl der Beobachtungen  1100,00  1100,00  1100,00  619,00  525,00  525,00  525,00  324,00 
Anzahl der Cluster  913,00  913,00  913,00  530,00             
Chi²  282.47  346.53  361.53  270.15  172.56  283.32  368.79  314.42 
Pseudo R²  0.32  0.35  0.39  0.43             

                          

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2005 und 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: + p<0.1, * p<0.05, ** p<0.01, *** p<0.001. Marginale Effekte jeweils unterhalb der Standardfehler 
sind berechnet am Mittelwert oder bei einer diskreten Änderung von 0 auf 1. Modelle (1) bis (4): Koeffizienten 
sind durch Probit geschätzt, Cluster‐robuste Standardfehler auf der Betriebsebene  in Klammern. Modelle  (5) 
bis (8): Koeffizienten durch Fractional Logit geschätzt, robuste Standardfehler in Klammern. 

 

Tabelle	A2.3:		 Determinanten	des	Anteils	außertariflicher	Entlohnung,	alle	
tarifgebundenen	Betriebe	

                          

   (1)  (2)  (3)  (4)  (5)  (6)  (7)  (8) 

Modell  OLS  Tobit 

Variable  Dum  betriebl.  betriebl.  Weitere  Dum  betriebl.  betriebl.  Weitere 
   mies   Eigen.  Struktur  Faktoren mies   Eigens.  Struktur  Faktoren

Beschäftigtengrößenklassen 
(Basiskategorie: 1‐19 Beschäftigte) 
 20‐99 Beschäftigte   0.00  ‐0.01  ‐0.02+  ‐0.00  0.05*  0.02  ‐0.00  0.03 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02) 
 100‐249 Beschäftigte   0.00  ‐0.01  ‐0.02*  ‐0.01  0.09***  0.06**  0.02  0.04+ 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02) 
 250‐499 Beschäftigte   0.01  ‐0.01  ‐0.03*  ‐0.02  0.11***  0.07**  0.03  0.02 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03) 
500 u. mehr Beschäftigte   0.01  ‐0.00  ‐0.02+  ‐0.02  0.12***  0.08***  0.03  0.03 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03) 
Gliederung der Branchen 
(Basiskategorie: 
Schlüsselbranchen) 
Land‐/Forstwirtschaft, Bergbau, Energie   ‐0.04*** ‐0.02*  ‐0.02  ‐0.02  ‐0.08**  ‐0.05*  ‐0.04+  ‐0.08* 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.03)  (0.03) 
 Sonst. Verarbeitendes Gewerbe   ‐0.01  ‐0.01  ‐0.00  ‐0.01  ‐0.02  ‐0.01  ‐0.00  ‐0.01 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01) 
 Baugewerbe   ‐0.03*  ‐0.02  ‐0.01  ‐0.02+  ‐0.05*  ‐0.04+  ‐0.03  ‐0.05+ 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03) 
 Handel und Reparatur von Kfz   ‐0.00  0.00  0.01  ‐0.02  ‐0.00  0.00  0.03  ‐0.02 
   (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.03)  (0.02) 
 Wirtschaftliche/wissenschaftliche DL   ‐0.00  0.01  0.03  0.06*  ‐0.03  ‐0.01  0.04  0.09* 
   (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.03)  (0.04) 
 Gesundheits‐ und Sozialwesen   ‐0.05*** ‐0.02*  0.01  0.02  ‐0.10*** ‐0.05*  0.03  0.05 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.02)  (0.03) 
 Sonstige DL   ‐0.03*** ‐0.01  0.00  ‐0.00  ‐0.06*** ‐0.03+  0.01  ‐0.01 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.02)  (0.02) 
 Öffentlicher Dienst u.a.   ‐0.06*** ‐0.03**  ‐0.00     ‐0.22*** ‐0.15***  ‐0.09**    
   (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.03)  (0.03)  (0.03)    
Jahr 2013  0.00  0.00  0.01  ‐0.01  0.01  0.00  0.02  ‐0.01 
   (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01)  (0.01) 

Betriebsalter (Basiskategorie: vor 1990 
gegründet) 
Betrieb nach 1990 gegründet     0.01  0.01  0.03     0.02  0.02  0.06+ 
      (0.02)  (0.02)  (0.02)     (0.03)  (0.03)  (0.03) 
Betriebsalter für Betriebe ab 1990     ‐0.00  ‐0.00  ‐0.00     ‐0.00  ‐0.00  ‐0.00 
      (0.00)  (0.00)  (0.00)     (0.00)  (0.00)  (0.00) 
Eigentumsverhältnis des Betriebs 
(Basiskategorie: deutsch) 
Ausländisches Eigentum     0.04**  0.04**  0.03*     0.04*  0.04*  0.03+ 
      (0.02)  (0.02)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.02) 
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Öffentliches Eigentum     ‐0.02*** ‐0.02**  ‐0.02+     ‐0.03*  ‐0.03+  ‐0.01 
      (0.00)  (0.01)  (0.01)     (0.01)  (0.01)  (0.02) 
Kein Mehrheitseigentümer/Nicht 
bekannt     ‐0.02*** ‐0.02*** ‐0.03**     ‐0.06*  ‐0.05*  ‐0.05+ 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.03) 
Rechtsform (Basiskategorie: 
Einzelunternehmen/Personengesellsch
aft 
GmbH / KG / AG     0.02*  0.02+  ‐0.00     0.07**  0.05*  0.03 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.02) 
KDöR / Sonstige Rechtsform     0.01  0.01  ‐0.00     0.02  0.01  0.02 
      (0.01)  (0.01)  (0.02)     (0.03)  (0.03)  (0.03) 
Betrieb ist ein eigenständiges 
Unternehmen     ‐0.01  ‐0.00  ‐0.01     ‐0.02  ‐0.01  ‐0.01 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.01)  (0.01)  (0.01) 
 
                 
Urbanisationsgrad (Basiskategorie: 
Ländlicher Raum (<20.000)) 
Mittelzentrum (20.000‐100.000)     0.02*  0.02+  0.02+     0.04*  0.04*  0.03+ 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.02) 
Großstadt (100.000‐500.00)     0.01  0.00  0.01     0.02  0.02  0.02 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.02) 
Stuttgart (> 500.000)     0.02+  0.01  0.01+     0.04*  0.02  0.02 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.02)  (0.02)  (0.02) 
Betrieb ist Mitglied der 
Handwerkskammer     0.00  0.01  0.01     ‐0.00  0.00  0.00 
      (0.01)  (0.01)  (0.01)     (0.01)  (0.01)  (0.02) 

Anteil Auszubildender        ‐0.04  ‐0.00        ‐0.09  ‐0.01 
         (0.04)  (0.04)        (0.09)  (0.10) 
Betriebsrat        0.02+  0.01        0.05**  0.04+ 
         (0.01)  (0.01)        (0.02)  (0.02) 
Betrieb zahlt Übertarif        0.02***  0.02**        0.05***  0.03* 
         (0.01)  (0.01)        (0.01)  (0.01) 
Investitionen getätigt         0.02*  0.01        0.03*  0.01 
         (0.01)  (0.01)        (0.02)  (0.02) 
Anteil Leiharbeiter        ‐0.01  0.04        ‐0.02  0.07 
         (0.07)  (0.09)        (0.12)  (0.13) 
Anteil qualifizierter Beschäftigter        ‐0.01  ‐0.01        0.01  ‐0.02 
         (0.01)  (0.02)        (0.02)  (0.03) 
Anteil befristet Beschäftigter        ‐0.07*** ‐0.09**        ‐0.12*  ‐0.15+ 
         (0.02)  (0.03)        (0.06)  (0.08) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter        ‐0.04**  ‐0.01        ‐0.13*** ‐0.05 
         (0.02)  (0.02)        (0.04)  (0.04) 

Exportanteil           0.01           ‐0.00 
            (0.02)           (0.02) 
Anteil der Arbeitskosten am Umsatz           ‐0.08**           ‐0.14** 
            (0.03)           (0.05) 
Durchschnittlicher Lohn pro 
Beschäftigtem (log)           0.03*           0.04+ 
            (0.01)           (0.02) 
Konstante  0.06***  0.03**  0.02  ‐0.17  ‐0.05*  ‐0.11***  ‐0.14*** ‐0.39* 
   (0.01)  (0.01)  (0.02)  (0.10)  (0.02)  (0.03)  (0.04)  (0.18) 

Anzahl der Beobachtungen  1080  1080  1080  613  1080  1080  1080  613 
Anzahl der Cluster  895  895  895  524  895  895  895  524 
F‐Statistik  12.31  8,49  6,78  4,25  11,46  7,76  6,37  4,35 
R²  0,06  0,1  0,15  0,18             

                          

Quelle: IAB‐Betriebspanel Baden‐Württemberg, Wellen 2005 und 2013, IAW‐Berechnungen.  
Anmerkung: Cluster‐robuste Standardfehler auf der Betriebsebene in Klammern. + p<0.1, * p<0.05, ** p<0.01, 
*** p<0.001.  


